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Zusammenfassung  

Gegenstand dieser Vorlage für die Vernehmlassung bilden zwei Pakete mit Än-

derungen des Gesetzes über die Verwaltungsrechtspflege (VRG). Der Ent-

wurf 1 umfasst die Änderungen zur Einführung des elektronischen Verkehrs in 

Verfahren vor den Gerichts- und Verwaltungsbehörden. Der separate Entwurf 2 

umfasst weitere Änderungen von Verfahrensbestimmungen, die mit dem elekt-

ronischen Verfahren in keinem Zusammenhang stehen. Beide VRG-Entwürfe 

sind mit Anpassungen von weiteren Gesetzen verbunden.  

 

Die Änderungen zum elektronischen Verfahrensverkehr gehen auf das Bundesgesetz 

über die Plattformen für die elektronische Kommunikation in der Justiz (BEKJ)  

zu-rück. Mit den Vorschriften in Gesetz und Verordnung soll die zentrale Plattform 

nach dem BEKJ in den streitigen Verfahren des kantonalen Rechts, insbesondere im 

Verwaltungsbeschwerdeverfahren vor Regierungsrat und Departementen und im 

Verwaltungsgerichtsbeschwerdeverfahren vor Kantonsgericht, Anwendung finden. 

Damit können Beschwerden von der Eingabe der Beschwerdeschrift bis zur Zustel-

lung des Entscheides zuverlässig elektronisch abgewickelt werden. Zum elektroni-

schen Verkehr über die Plattform nach dem BEKJ sind in den Beschwerdeverfahren 

vor den Gerichts- und Verwaltungsinstanzen die Rechtsanwältinnen und -anwälte 

verpflichtet. Von den übrigen Beschwerdeführerinnen und Beschwerdeführern kann 

die Plattform fakultativ verwendet werden.  

 

Verschiedene der vorgesehenen Verfahrensbestimmungen gelten auch für die elek-

tronischen Mittel nach der E-Gov-Gesetzgebung (Online-Schalter und elektronischer 

Briefkasten). Diese Mittel sollen vor allem in den erstinstanzlichen Verwaltungsver-

fahren zur Anwendung kommen. Die neuen Vorschriften im VRG benötigen Anpas-

sungen in folgenden weiteren Erlassen: Einführungsgesetz zum Bundesgesetz über 

die Ausländerinnen und Ausländer, Organisationsgesetz, Einführungsgesetz zum 

Schweizerischen Zivilgesetzbuch, Justizgesetz, Gesetz über den Justizvollzug, Steuer-

gesetz, Enteignungsgesetz und Gesetz über den Feuerschutz.  

 

Die VRG-Änderungen ausserhalb des elektronischen Verfahrens umfassen zwei An-

passungen aufgrund der bundesgerichtlichen Rechtsprechung. Zurückgehend auf 

die erheblich erklärte Motion M 32 von Anja Meier wird die Regelung über die  

Vergütung der Vertretungskosten obsiegender Parteien in Rechtsmittelverfahren  

geändert. Zum anderen wird die Vorschrift über die Berücksichtigung neuer Tatsa-

chen und Beweismittel in Verfahren der Verwaltungsgerichtsbeschwerde an die  

bundesgerichtliche Rechtsprechung angepasst. Für erstere Änderung ist das Perso-

nalgesetz anzupassen.  

 

Kantonsstrategie 

− Digitaler Wandel  

− Gesellschaftlicher Wandel  
 

Legislaturprogramm 

− Wir fördern die Digitalisierung für bevölkerungsnahe Angebote und eine effizien-

tere Leistungserbringung.  

− Wir investieren in moderne Infrastruktur und verbesserte Prozesse.  

https://www.lu.ch/kr/parlamentsgeschaefte/detail?ges=9943b5a4cbb14dd1ad0447d49d2834cb&back=1&geschaeftsnr=B+1&art=-0&bart=-0-1-2-3-4&vart=-0-1-2-3&wart=1&gart=1&status=-0-1
https://www.lu.ch/kr/parlamentsgeschaefte/detail?ges=9943b5a4cbb14dd1ad0447d49d2834cb&back=1&geschaeftsnr=B+1&art=-0&bart=-0-1-2-3-4&vart=-0-1-2-3&wart=1&gart=1&status=-0-1
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1 Ausgangslage 

1.1 Neues Bundesgesetz über die Plattformen für die elektronische 

Kommunikation in der Justiz 

Am 20. Dezember 2024 haben die eidgenössischen Räte das Bundesgesetz über die 

Plattformen für die elektronische Kommunikation in der Justiz (BEKJ; SR 172.023) 

erlassen. Das Gesetz hat das Ziel, eine sichere und einfache elektronische Kommu-

nikation im Rahmen von Verfahren der Justiz zu gewährleisten. Es schafft die recht-

liche Grundlage für den Aufbau und den Betrieb einer zentralen, möglichst landes-

weit einzusetzenden Plattform, über welche Behörden, Anwaltschaft, Verfahrens-

parteien sowie weitere Verfahrensbeteiligte Dokumente elektronisch zustellen und 

empfangen können. Das Gesetz regelt zum einen die Trägerschaft der zentralen 

Plattform. Es stellt diese in Form einer öffentlich-rechtlichen Körperschaft von Bund 

und Kantonen auf und bestimmt Organe und Organisation dieser Körperschaft. Zum 

andern legt das Gesetz die Funktionen der zentralen Plattform oder von anderen 

Plattformen, welche die Kantone einsetzen dürfen, sowie das Bewilligungsverfahren 

für den Betrieb fest. Des Weiteren enthält das Gesetz allgemeine Verfahrensvor-

schriften, die mit der Nutzung der Plattform im elektronischen Verkehr zusammen-

hängen. Insbesondere regelt es die Authentifizierung der Benützerinnen und 

Benützer, die Entgegennahme und den Abruf von Dokumenten und die Einhaltung 

von Verfahrensfristen in der elektronischen Kommunikation, den Umgang mit den 

auf Papier eingereichten Dokumenten sowie den Datenschutz und die Datensicher-

heit.  

 

Mit dem BEKJ verbunden sind Änderungen in 19 Bundesgesetzen (vgl. Anhang BEKJ, 

in: BBl 2025 19). Die Anpassungen der Verfahrens- und Organisationserlasse sowie 

der Prozessordnungen des eidgenössischen Rechts dienen dem Zweck, im jeweils 

anwendbaren Verfahrensrecht den elektronischen Verkehr mittels der Plattform nach 

dem BEKJ einzuführen. Die Gesetzesänderungen umfassen im Wesentlichen Bestim-

mungen über die elektronische Führung und Weitergabe der Akten sowie zur Pflicht 

der elektronischen Übermittlung. Dabei werden einerseits die Behörden und ande-

rerseits die Personen, die berufsmässig Parteien vor schweizerischen Gerichtsbe-

hörden vertreten, verpflichtet, den Austausch mit den Justizbehörden elektronisch 

abzuwickeln.  

1.2 Gründung einer öffentlich-rechtlichen Körperschaft von Bund und 

Kantonen als Trägerschaft der zentralen Plattform für die elektronische 

Kommunikation in der Justiz 

Mit dem BEKJ werden die Kantone verpflichtet, eine Plattform für den Verfahrens-

verkehr in der Justiz gemäss den Vorgaben dieses Gesetzes bereit zu stellen. Effi-

zienten Justizverfahren wäre jedoch nicht gedient, wenn jeder Kanton selber eine 

eigene Plattform einrichten würde. Gemäss ausdrücklicher Regelung im Gesetz 

strebt darum der Bund an, gemeinsam mit den interessierten Kantonen eine öffent-

lich-rechtliche Körperschaft mit eigener Rechtspersönlichkeit zu gründen (Art. 3 

Abs. 1 BEKJ). Diese Körperschaft soll die Trägerschaft der zentralen Plattform 

übernehmen. Die Benützung dieser zentralen Plattform liegt im Interesse aller 

beteiligten Kantone: Wird die Plattform landesweit eingesetzt, erleichtert dies den 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2025/583/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/fga/2025/19/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2025/583/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2025/583/de


5 

Verfahrensverkehr im Instanzenzug zwischen den eidgenössischen und kantonalen 

Behörden sowie die Ausübung der Interessenvertretung durch die Rechtsanwäl-

tinnen und -anwälte in den Verfahren vor den Behörden von Bund und Kantonen. 

Zudem ist davon auszugehen, dass Entwicklung und Betrieb einer gemeinsamen 

Plattform kostengünstiger sind. 

 

Zur Gründung der Körperschaft arbeiteten der Bund und die Kantone eine Verein-

barung aus. Bei der Vereinbarung handelt es sich um einen Vertrag zwischen den 

Kantonen mit Beteiligung des Bundes im Sinne von Artikel 48 Absatz 2 der Bundes-

verfassung (BV, SR 101). Die Vereinbarung verkörpert die Gründungsurkunde der 

Körperschaft «justitia.swiss» und konkretisiert den Rahmen für deren Tätigkeit beim 

Aufbau, dem Betrieb und der Weiterentwicklung der zentralen Plattform. An der 

Frühlingsversammlung vom 2. Mai 2025 verabschiedete die Konferenz der Justiz- 

und Polizeidirektoren (KKJPD) die Vereinbarung (vgl. Dokumentation auf der Web-

seite der Projektorganisation Justitia. 4.0).  

 

Auf den 1. Oktober 2025 setzte der Bundesrat die für die Körperschaft massgeben-

den Teile des BEKJ in Kraft. Diese Bestimmungen geben den Inhalt der Vereinbarung 

zwischen Bund und Kantonen vor, regeln die Organe der Körperschaft – Versamm-

lung, Vorstand, Geschäftsleitung, Revisionsstelle – und die Beschlussfassung in Ver-

sammlung und Vorstand und bezeichnen für Bereiche wie Datenschutz, Beschaffun-

gen, Anstellungen und Archivierung das Bundesrecht als massgebendes Recht (vgl. 

Art. 3–17 BEKJ). Die Vereinbarung kann in Kraft treten, wenn der Bund (durch den 

Bundesrat) und mindestens 18 Kantone sie genehmigt haben (Art. 3 Abs. 3 BEKJ). 

Kantonalen Justizbehörden, deren Gemeinwesen Mitglieder der Körperschaft sind, 

steht die Plattform zur Verfügung, sobald alle Gesetzesbestimmungen in Kraft sind 

und der Kanton den Stichtag der Anwendung bestimmt und dem Bund gemeldet 

hat (Art. 37 Abs. 1 und 2 BEKJ).  

 

Mit der Beteiligung an der Körperschaft und der damit verbundenen Benützungs-

möglichkeit der zentralen Plattfrom kann der Kanton Luzern der gesetzlichen Pflicht 

nachkommen, für die nach Bundesrecht abzuwickelnden Verfahren seiner Justiz-

behörden eine Plattform zur Verfügung zu stellen (vgl. Art. 4 Abs. 1 BEKJ). Nach 

eingehender Prüfung genehmigte der Regierungsrat am 16. Juni 2026 auf Antrag 

des Kantonsgerichtes sowie des Justiz- und Sicherheitsdepartementes die Verein-

barung und ermächtigte die Vorsteherin des Justiz- und Sicherheitsdepartementes, 

den Beitritt zu erklären. 

2 Verwendung des BEKJ bei den kantonalen Behörden 

Die Verfahren, in denen die kantonalen Justizbehörden die elektronische Kommuni-

kation über die zentrale Plattform nach dem BEKJ – oder eine eigene kantonale 

Plattform, die den Anforderungen des BEKJ genügt – inskünftig abzuwickeln müs-

sen, ergeben sich aus den im Anhang des BEKJ geänderten Erlassen. Zur Hauptsache 

kommt die Plattform bei den Verfahren nach der Schweizerischen Zivilprozessord-

nung vom 19. Dezember 2008 (ZPO; SR 272) und nach der Schweizerischen Strafpro-

zessordnung vom 5. Oktober 2007 (StPO; SR 312.0) zur Anwendung (vgl. Ziff. 9 und 

12 Anhang BEKJ, in: BBl 2025 19). Somit sind im Kanton Luzern sämtliche Gerichte, 

die Staatsanwaltschaft sowie der Vollzugs- und Bewährungsdienst des Justizvollzugs 

verpflichtet, die Plattform in ihren Verfahren einzusetzen.  

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1999/404/de
https://www.justitia40.ch/de/justitia40/koerperschaft-justitia.swiss
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2025/583/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2025/583/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2025/583/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2025/583/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2025/583/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2025/583/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2010/262/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2010/267/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/fga/2025/19/de
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Durch Verfahrensvorschriften weiterer gemäss Anhang des BEKJ geänderter Erlasse 

werden zum Einsatz der Plattform zusätzlich einzelne aussergerichtliche Behörden 

und Stellen verpflichtet, nämlich die Kindes- und Erwachsenenschutzbehörden, die 

Betreibungs- und Konkursämter sowie die Beratungsstellen für Opferhilfe (vgl. Ziff. 5, 

11 und 14 Anhang BEKJ).  

 

Indirekt betroffen von den Anforderungen des elektronischen Verkehrs sind sodann 

sämtliche kantonalen und kommunalen Behörden, insoweit sie an den entsprechen-

den Verfahren teilnehmen, sei es in der Funktion als Vorinstanz oder als andere Ver-

fahrensbeteiligte. Die Übermittlung von Dokumenten, die Akteneinsicht sowie die 

Zustellung von Entscheiden und Urteilen zwischen diesen Behörden und den Justiz-

behörden erfolgt inskünftig nur noch über die Plattform nach dem BEKJ.  

 

Wie sich aus den im Ingress dieses Gesetzes aufgeführten Rechtsgrundlagen zeigt 

und in der Botschaft des Bundesrates erläutert wird, ergibt sich die Regelungskom-

petenz des Bundes aus den Zuständigkeiten im Bereich des Verfahrensrechts. Diese 

sind für das Zivil-, Straf- und Militärstrafprozessrecht die Artikel 122 Absatz 1 und 

123 Absatz 1 BV und für das Verwaltungs- und Verwaltungsgerichtsverfahrensrecht 

des Bundes die inhärente Kompetenz, das Verfahrensrecht für die Bundesorgane zu 

erlassen. Entsprechend wird das kantonale Verwaltungs- und Verwaltungsgerichts-

verfahren vom Obligatorium des elektronischen Verfahrensverkehrs über die Platt-

form nicht erfasst (vgl. Erläuterungen zu Art. 2 BEKJ in der Botschaft des Bundesra-

tes, BBl 2023 679, Kap. 5.1). Aus Sicht des Bundes ist es an den Kantonen zu ent-

scheiden, ob sie das Obligatorium in ihrer eigenen Gesetzgebung auf die kantonal-

rechtlichen Verfahren ausweiten wollen. Im Rahmen der KKJPD haben die Kantons-

regierungen angekündigt, dass sie das Obligatorium insbesondere auch auf die kan-

tonalrechtlichen Verwaltungsverfahren anwenden wollen, wofür die Kantone ihre 

Verfahrensgesetze anpassen müssen (vgl. Kap. 7.1 Botschaft, BBl 2023 679).  

3 Vorbereitung der Einführung des BEKJ durch das Programm 

Digitale Justiz 28 (DJ28)  

Zur Vorbereitung der Einführung des elektronischen Verfahrensverkehrs und zur 

schrittweisen Umstellung auf eine medienbruchfreie digitale Aktenführung haben 

das Justiz- und Sicherheitsdepartement und die Gerichte des Kantons Luzern ihre  

Digitalisierungsarbeiten im Programm «Digitale Justiz 28» (DJ28) gebündelt. Ziel des 

Programms ist es, die Luzerner Justizkette – Gerichte, Staatsanwaltschaft und Justiz-

vollzug – organisatorisch, prozessual und technisch auf das durchgehend digitale  

Arbeiten auszurichten und die Voraussetzungen für die Nutzung der Plattform nach 

dem BEKJ zu schaffen.  

 

Das Programm DJ28 verfolgt den Ansatz, die Digitalisierung gezielt zur Optimierung 

der Arbeits- und Prozessgestaltung zu nutzen. Damit soll die Luzerner Justiz den  

Bedürfnissen der Bevölkerung sowie der Partnerinnen und Partner aus Anwaltschaft, 

Verwaltung und weiteren Verfahrensbeteiligten besser gerecht werden und gleich-

zeitig die Voraussetzungen für eine effiziente, zeitgemässe und koordinationsarme 

Verfahrensführung schaffen.  

 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2025/583/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2025/583/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/fga/2023/679/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/fga/2023/679/de


7 

Das Programm DJ28 steht in engem Zusammenhang mit den nationalen Projekten 

zur Digitalisierung der Justiz, nämlich dem Programm «Justitia 4.0» (vgl. Webseite 

der Projektorganisation). Das Programm ist als Transformationsprogramm ausge-

staltet und umfasst mehrere aufeinander abgestimmte Teilprojekte, welche gemein-

sam die digitale Arbeitsweise in der Luzerner Justiz ermöglichen sollen. Parallel dazu 

wird mit der elektronischen Justizvollzugsakte ein spezifisches Projekt für den Justiz-

vollzug umgesetzt, das die elektronische Aktenführung und die Anbindung an die 

Plattform ebenfalls sicherstellt. Das Programm umfasst aktuell die folgenden 19 Pro-

jekte:  

 

Erneuerung Geschäftskontrolle, 

umfasst drei Projekte 

Gesetzesanpassungen 

Organisationsentwicklung,  

umfasst drei Projekte 

Multimediale Einvernahmeräume und Ge-

richtssäle  

Transformation Scanning 

Wissensmanagement Plattform justitia.swiss 

Justizakteapplikation (JAA),  

umfasst drei Projekte 

Jus Pol-Schnittstelle 

Transkription Publikationen 

Digitale Beweismittel  

 

Inhaltlich stehen im Rahmen von DJ28 insbesondere folgende Handlungsfelder im 

Vordergrund: 

− Digitale Aktenführung: Einführung und Nutzung einer elektronischen Justizakte 

für Gerichte und Staatsanwaltschaft sowie einer elektronischen Justizvollzugs-

akte für den Justizvollzug; damit verbunden die Ablösung papierbasierter Dos-

siers. 

− Elektronischer Verfahrensverkehr: Vorbereitung der Nutzung der Plattform «jus-

titia.swiss» für die elektronische Kommunikation mit Verfahrensbeteiligten sowie 

zwischen Behörden. 

− Geschäftskontrolle und Fachapplikationen: Einführung und Weiterentwicklung 

moderner Systeme zur Fallführung, Dokumentation und Steuerung der Verfah-

ren. 

− Prozessoptimierung: Überprüfung und Harmonisierung der Arbeitsabläufe mit 

dem Ziel, Medienbrüche zu vermeiden und die Funktionen der neuen digitalen 

Lösungen konsequent zu nutzen. 

− Organisation und Kompetenzen: Schulung der Mitarbeitenden, Anpassung der 

Zuständigkeiten sowie Begleitung des organisatorischen Wandels im Zuge der 

digitalen Transformation. 

 

Mit der Umsetzung von DJ28 sollen insbesondere folgende Wirkungen erzielt wer-

den: 

– orts- und zeitunabhängiger Zugriff auf Akten für die Verfahrensbeteiligten, 

– beschleunigte Verfahren und ein verbesserter Informationsstand durch Wegfall 

postalischer Übermittlungen, 

https://www.justitia40.ch/de
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– Reduktion administrativer und logistischer Tätigkeiten (insbesondere Kopier-, 

Scan- und Koordinationsaufwand), 

– Effizienzgewinne bei der Protokollierung und Publikation von Entscheiden sowie 

bei der Akteneinsicht, 

– bessere Voraussetzungen für die interkantonale und internationale Zusammen-

arbeit sowie für digitale Dienstleistungen gegenüber der Bevölkerung. 

 

Im Kanton Luzern soll das Gesetz über die Verwaltungsrechtspflege (VRG; SRL Nr. 40) 

dahingehend geändert werden, dass die zentrale Plattform nach dem BEKJ auch in 

kantonalen Beschwerdeverfahren eingesetzt werden kann. Im Rahmen des Pro-

gramms «DJ28» hat unter der Leitung des Justiz- und Sicherheitsdepartementes eine 

Arbeitsgruppe zum einen die für die Umsetzung des BEKJ notwendigen Gesetzes-

anpassungen und zum anderen und zur Hauptsache die für die Ausweitung auf das 

kantonale Verwaltungsverfahrensrecht erforderlichen Gesetzesänderungen geprüft 

und hierfür einen Vorentwurf ausgearbeitet. Den Vorentwurf gab die Arbeitsgruppe 

im März/April 2026 in eine Vorabkonsultation bei zwei Fachverbänden (Luzerner An-

waltsverband, Demokratische Juristinnen und Juristen Luzern) und den Rechtsdiens-

ten der Departemente sowie den übrigen Projektgruppen von «DJ28». Sämtliche 

eingegangenen Bemerkungen zum Normentwurf wurden geprüft. Im Mai 2026  

genehmigte die Projektsteuerung von «DJ28» den Entwurf samt den Erläuterungen 

zuhanden des Justiz- und Sicherheitsdepartements zwecks Freigabe des Vernehm-

lassungsverfahrens durch den Regierungsrat. Auch die anderen Kantone bereiten 

Gesetzesänderungen vor. 

4 Einordnung in E-Government-Strategie und Abgrenzung 

zum neuen Gesetz über E-Government 

Im Rahmen der Botschaft B 71 über die Volksinitiative «Digitalisierung jetzt!» und 

den Gegenvorschlag sowie den Weiterbetrieb der E-Government-Infrastruktur vom 

18. November 2025 hat der Regierungsrat das Konzept von kantonalen Basisdiens-

ten für die digitale Verwaltung dargelegt und dem Kantonsrat den Entwurf eines 

neuen Gesetzes über E-Government unterbreitet. Demnach soll eine Infrastruktur 

weiterbetrieben beziehungsweise aufgebaut werden, die aus verschiedenen Basis-

diensten der Informatik für den Kanton und Gemeinden besteht und die digitale  

Geschäftsabwicklung ermöglicht. Im Gesetzesentwurf geregelt werden der Betrieb 

eines Onlineschalters (früher als Service-Portal bezeichnet), eines Identitätsverwal-

tungs-systems (ein Dienst zur Authentifizierung der Nutzerinnen und Nutzer) sowie 

eines elektronischen Briefkastens (ein Dienst für den sicheren Empfang von elektro-

nischen Mitteilungen der Verwaltung).  

 

Bis zur Verabschiedung und dem Inkrafttreten des Gesetzes über E-Government  

regelt die Verordnung über den Testbetrieb eines elektronischen Identitätsverwal-

tungs-systems und eines Service-Portals (E-ID-Verordnung) vom 27. Februar 2024 

(SRL Nr. 26d) das Nähere; diese Verordnung gründet auf § 5 Absatz 3 des Informa-

tikgesetzes (SRL Nr. 26). Der Onlineschalter my.lu.ch und das Identitätsverwaltungs-

system Luzern.IdP (eidp.lu.ch) sind seit April 2024 in Betrieb, im Verlaufe des Jahres 

2026 soll auch der elektronische Briefkasten hinzukommen.  

 

Der im E-Government-Gesetz verwendete Begriff der elektronischen Dienstleistung 

bezeichnet die digitale Abwicklung von Geschäften der Leistungsverwaltung (bei der 

https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/40
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2025/583/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2025/583/de
https://www.lu.ch/kr/parlamentsgeschaefte/detail?ges=13648d2873ef488fa14e29a7759009c9&back=1&geschaeftsnr=B+71&art=-0-1-2-3&bart=-0-1-2-3-4&vart=-0-1-2-3&wart=1&gart=1&status=-0-1
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/26d
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/26
https://my.lu.ch/Pages/Default.aspx
https://eidp.lu.ch/auth/ui/app/auth/flow/igovportal/ext/oidc-selector
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das Verwaltungsorgan Leistungen gewährt) wie auch solchen der Eingriffsverwaltung 

(bei der das Verwaltungsorgan hoheitlich handelt). Bei den im Onlineschalter ange-

botenen elektronischen Dienstleistungen kann es sich zum Beispiel um elektronische 

Formulare für Anträge, Gesuche und Meldungen handeln. Benötigt die Leistungser-

bringung einen formellen Entscheid, gilt die Verfahrensordnung des Gesetzes über 

die Verwaltungsrechtspflege. 

 

Beim elektronischen Briefkasten handelt es sich um einen Dienst für die elektroni-

sche Übermittlung von behördlichen Dokumenten. Entscheide und andere Mitteilun-

gen von Verwaltungsorganen können den Nutzerinnen und Nutzer eines persönli-

chen my.lu.ch-Kontos elektronisch, sicher und nachvollziehbar zugestellt werden. 

Der elektronische Briefkasten soll nur den Empfang von Mitteilungen der Verwal-

tungsorgane ermöglichen, Nutzerinnen oder Nutzer sollen den Verwaltungsorganen 

umgekehrt keine Mitteilungen schicken können. Eine auf beide Seiten hin funktio-

nierende Austauschplattform wäre technisch viel aufwendiger zu betreiben. Nutze-

rinnen und Nutzer sollen bevorzugt über den Onlineschalter digital mit den Verwal-

tungsorganen kommunizieren (z. B. über Eingaben in ein Formular, allenfalls nach 

Authentifizierung mit der E-ID oder dem Behörden-Login AGOV). 

 

Bei der Zustellung von Entscheiden beziehungsweise Verfügungen von Verwaltungs-

behörden ist der Nachweis der Zustellung sicherzustellen. Ohne Nachweis des Zeit-

punkts der Zustellung haben Sender und Senderin sowie Empfänger und Empfänge-

rin keine Gewissheit darüber, wann die Rechtsmittelfrist begonnen hat und wann 

(bzw. ob) die Rechtskraft des Entscheides eingetreten ist. Deshalb werden Entscheide 

heute vielfach mit der Post verschickt statt elektronisch versendet. Der elektronische 

Briefkasten wird – auf Verlangen – dem Verwaltungsorgan, aber auch dem Nutzer 

oder der Nutzerin eine Nachweisquittung ausstellen über den Zeitpunkt der Zustel-

lung des Entscheides. Die verfahrensrechtlichen Aspekte (z. B. wann der Entscheid 

nach der Aufschaltung als zugestellt gilt) sollen im Gesetz über die Verwaltungs-

rechtspflege geregelt werden.  

5 Gesetzgebungsauftrag zur Einführung des BEKJ 

Das Gesetz über die Verwaltungsrechtspflege ist in seiner heutigen Form auf die Ab-

wicklung der Verfahren in Papierform und mittels Postzustellung zugeschnitten, was 

die Verfahren des Verwaltungsrechts wie auch das Beschwerdeverfahren betrifft. 

Zwar wurde im Rahmen der Teilrevision von 2015 eine Grundlage für den elektroni-

schen Geschäftsverkehr geschaffen (vgl. Botschaft B 122 über die Einführung des 

Fristenstillstands und Umsetzung weiterer Revisionsanliegen in der Verwaltungs-

rechtspflege vom 16. September 2014). Die Arbeiten am zugehörigen Verordnungs-

recht wurden indes nach dem Vernehmlassungsverfahren abgebrochen, nachdem 

sich gezeigt hatte, dass der elektronische Verfahrensverkehr über Übermittlungssys-

teme mit Einsatz der qualifizierten elektronischen Signatur nach dem Bundesgesetz 

über die elektronische Signatur (ZertES, SR 943.03) im Verwaltungsverfahrensrecht 

keinem breiten Bedürfnis der Praxis entsprach. Zudem wurden in der Vernehmlas-

sung Bedenken erhoben, dass für die Regelung bei den Fristen der elektronischen 

Zustellung eine vorgängige Präzisierung des Gesetzes nötig gewesen wäre. Mit dem 

BEKJ und dem ebenfalls neuen Bundesgesetz über elektronische Identifizierungs-

dienste (E-ID-Gesetz, BGEID; BBl 2019 6567) haben sich seither denn auch andere 

technische Verfahren ergeben. 

https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/40
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/40
https://www.agov.admin.ch/de
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/40
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/40
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/40
https://www.lu.ch/downloads/lu/kr/botschaften/2011-2015/b_122.pdf
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2016/752/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/fga/2019/2311/de
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Die Plattform nach dem BEKJ wird Dokumente der Benutzerinnen und Benutzer ent-

gegennehmen, die sich im Adressverzeichnis der Plattform eingetragen und sich vor 

Übermittlung von Dokumente gegenüber der Plattform authentifiziert haben; die 

Verwendung einer qualifizierten elektronische Signatur für die Übermittlung der  

Dokumente ist in der Folge nicht mehr nötig. Die der Plattform angeschlossenen  

Behörden versehen die Dokumente mit einem geregelten elektronischen Siegel und 

einem qualifizierten elektronischen Zeitstempel. Bei den Dokumenten der übrigen 

Benützerinnen und Benützer bringt die Plattform selbst ein Siegel und einen Zeit-

stempel an (vgl. Art. 18–22 BEKJ). Um sich auf der Plattform zu registrieren bezie-

hungsweise anzumelden, wird eine digitale Identität (bspw. AGOV) benötigt. Für das 

erforderliche Level müssen Identitätsangaben verifiziert sein (vgl. auf der Webseite 

des Projektes Justitia 4.0 Merkblatt «AGOV-Registrierung und Registrierung auf justi-

tia.swiss mit AGOV», Mai 2025). 

 

Das geänderte Gesetz über die Verwaltungsrechtspflege soll so abgefasst sein, dass 

die zentrale Plattform nach dem BEKJ verwendet werden kann, wo immer dies im 

Rahmen übergeordneten Rechts und der Beschlüsse der künftigen Körperschaft, 

welche den Betrieb der Plattform verantwortet, zulässig ist. Zudem soll es so abge-

fasst sein, dass im erstinstanzlichen Verfahren der Verwaltungsbehörden der elektro-

nische Verkehr mit den E-Government-Basisdiensten zur Anwendung gelangen kann, 

wie dies in Kapitel 4 beschrieben ist. Im Ergebnis wird zum einen angestrebt, dass für 

erstinstanzliche Verwaltungsverfahren der Onlineschalter und der elektronische 

Briefkasten zur Anwendung gelangen. Zum andern sollen für sämtliche gerichtlichen 

Verfahren, insbesondere das Verwaltungsgerichtsbeschwerdeverfahren, sowie für das 

Verwaltungsbeschwerdeverfahren vor Regierungsrat und Departementen die zent-

rale Plattform nach dem BEKJ verwendet werden. Das Ziel der Revision besteht darin, 

eine ausreichende gesetzliche Grundlage für den elektronischen Verkehr mit dieser 

breiten Anwendung zu schaffen. Weil weder das BEKJ noch die in Kapitel 1.2 er-

wähnte Vereinbarung von Bund und Kantonen bestimmt, welche Verfahren die Kan-

tone über die zentrale Plattform laufen lassen dürfen, sind zwar Festlegungen im 

kantonalen Recht zu treffen, doch können diese lediglich im Verordnungsrecht ver-

ankert werden. Eine direkte Regelung im Gesetz ist nicht möglich, weil der Kanton 

nicht Eigentümer der Plattform ist und somit nicht allein berechtigt ist, über die Ver-

wendung der Plattform zu bestimmen. Die Festlegung der elektronischen Übermitt-

lungssysteme auf Verordnungsstufe schafft somit die benötigte Flexibilität. 

 

Den Wegleitungen und Auskünften der Projektorgane von Justitia 4.0, welche die 

Einführung der BEKJ-Plattform vorbereiten, kann entnommen werden, dass sich der 

Anwendungsbereich der Plattform beim kantonalen Verfahrensrecht auf Verfahren 

erstreckt, die vor den kantonalen Justizbehörden geführt werden (insbes. Kantons-

gericht, Zwangsmassnahmengericht, Schätzungskommission nach Enteignungs- 

gesetz). Dies wird, sich bei den Verwaltungsbehörden auf Verfahren beschränken, in 

denen erstinstanzliche Verwaltungsentscheide von einer übergeordneten Verwal-

tungsbehörde überprüft werden. Bei letzteren Verfahren muss es sich dabei nicht um 

eine Überprüfung durch die oberste kantonale Verwaltungsinstanz handeln, mit an-

deren Worten, darf die Plattform auch in Verwaltungsbeschwerdeverfahren vor den 

Departementen Verwendung finden. Den Verwaltungsbeschwerden des luzernischen 

Rechts gleichzustellen sind die Stimmrechtsbeschwerde nach dem Stimmrechts-

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2025/583/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2025/583/de
https://www.agov.admin.ch/de
https://www.justitia40.ch/downloads/plattform_justitia_swiss/de/agov-registrierung-und-registrierung-train-und-prod.pdf
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/40
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2025/583/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2025/583/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2025/583/de
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gesetz (SRL Nr. 10) und die Gemeindebeschwerde nach dem Gemeindegesetz (SRL 

Nr. 150). 

 

Derzeit noch nicht verbindlich geklärt ist, ob auch Einspracheverfahren vor Regie-

rungs-rat und Departementen über die BEKJ-Plattform abgewickelt werden können, 

oder ob die Kantone nach einem alternativen Übermittlungssystem suchen müssen 

(z. B. hybrides Zustellsystem der Schweizerischen Post für elektronische Sendungen, 

vgl. Art. 35a ff. Postverordnung, SR 783.01). Mit Einsprache kann ein Entscheid bei 

derjenigen Behörde angefochten werden, die den Entscheid selber erlassen hat (z. B. 

bei Gebührenentscheid gemäss § 27 Gebührengesetz, SRL Nr. 680). Einsprachen 

nach dem VRG haben durchaus Rechtsmittelcharakter, ohne dass das Gesetz sie  

unter die Rechtsmittelverfahren einteilt (vgl. § 127 VRG sowie Ausführungen in Bot-

schaft des Regierungsrates B 184 vom 15. März 1971, in: Verhandlungen des Grossen 

Rates 1972, S. 244). Dies spricht für eine Abwicklung der Einspracheverfahren über 

die BEKJ-Plattform. Über die E-Government-Basisdienste kann das frist- und formge-

bundene Einspracheverfahren jedenfalls nicht abgewickelt werden (der elektronische 

Briefkasten ist keine beidseitige Kommunikationsplattform wie die Plattform nach 

BEKJ, sondern ermöglicht nur Sendungen von Behörden an Benutzerinnen und Be-

nutzer der E-Government-Basisdienste). 

 

Die Plattform nach BEKJ soll in den Verfahren des Justizvollzugs generell zur Anwen-

dung kommen. Die Frühjahrsversammlung der KKJPD vom 7. Mai 2026 forderte 

denn auch die integrale Nutzbarmachung der Plattform für den Justizvollzug. Damit 

würde die BEKJ-Plattform im gesamten Justizvollzug verwendet, namentlich in Ver-

fahren, welche in der sogenannten Justizkette mit Staatsanwaltschaft und Gerichte 

wichtig sind, jedoch rechtlich zu den Verwaltungsverfahren zählen. Im Rahmen der 

KKJPD ist im Übrigen der Entwurf einer interkantonalen Vereinbarung über den  

Informationsaustausch im Freiheitsentzug in Ausarbeitung, welche den Datenaus-

tausch über Personen und Haftplätze vereinfachen soll (vgl. hierzu die Beschreibung 

auf der Webseite von HIS-Schweiz). 

6 Weitere Änderungen in der Verwaltungsrechtspflege 

Nebst den Änderungen, welche den elektronischen Verkehr betreffen, haben sich 

noch weitere Änderungsbedürfnisse am VRG ergeben. Diese übrigen Revisionsanlie-

gen sollen zwar in der gleichen Botschaft dem Kantonsrat unterbreitet werden,  

jedoch in einem separaten Entwurf aufgenommen werden. Damit wird dem Grund-

satz der Einheit der Materie Rechnung getragen. Im Folgenden werden die beiden 

Anliegen dieser weitergehenden VRG-Änderung beschrieben. 

6.1 Berücksichtigung neuer Tatsachen und Beweismittel in Verwaltungs-

gerichtsbeschwerdeverfahren 

§ 154 VRG regelt den Umgang mit neuen Anträgen, Tatsachen und Beweismitteln im 

Rechtsmittelverfahren, wenn dem Kantonsgericht die beschränkte Überprüfungsbe-

fugnis zukommt. Nach geltender Fassung können die Parteien ihre im vorinstanzli-

chen Verfahren gestellten Anträge nicht ausdehnen oder inhaltlich ändern (Abs. 1). 

Neue Tatsachen und Beweismittel können zwar vorgebracht werden (Abs. 2); diese 

Bestimmung könnte jedoch so ausgelegt werden, dass neue Tatsachen und Beweis-

mittel im Rechtsmittelverfahren dem Grundsatz nach ausgeschlossen sind (sog.  

Novenverbot). Die bundesgerichtliche Rechtsprechung hat jedoch klargestellt, dass 

https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/10
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/150
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2012/586/de
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/680
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/40
https://www.his-schweiz.ch/leistungen/projekte-services/informationssystem-justizvollzug-isjv/
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eine konsequente Anwendung eines solchen Novenverbots mit der Rechtswegga-

rantie und den bundesrechtlichen Vorgaben zur gerichtlichen Überprüfung nicht 

vereinbar ist (vgl. Urteil 2C_690/2010 vom 25.01.2011 E. 2.1). Danach muss mindes-

tens eine gerichtliche Instanz den Sachverhalt und die Rechtsanwendung frei prüfen 

können. Neue Tatsachen und Beweismittel dürfen deshalb im gerichtlichen Verfahren 

nicht generell ausgeschlossen werden. 

 

Das Kantonsgericht hat diese Problematik in seiner Rechtsprechung erkannt und 

§ 154 Absatz 2 VRG verfassungs- und bundesrechtskonform ausgelegt. Es hat den 

Sachverhalt im Rechtsmittelverfahren trotz gesetzlicher Einschränkungen im VRG frei 

geprüft und neue Tatsachen sowie Beweismittel berücksichtigt, soweit dies bundes-

rechtlich geboten war. Damit trägt die gerichtliche Praxis den übergeordneten recht-

lichen Anforderungen bereits seit Jahren Rechnung. 

 

Mit der vorliegenden Teilrevision soll diese gefestigte, bundesrechtskonforme Praxis 

nun ausdrücklich im Gesetz verankert und die Behandlung neuer Tatsachen und  

Beweismittel im verwaltungsgerichtlichen Verfahren klar geregelt werden. 

 

Die vorgeschlagene Neufassung hält ausdrücklich fest, dass neue Tatsachen und  

Beweismittel zu berücksichtigen sind, soweit sie im Zusammenhang mit dem Streit-

gegenstand stehen. Damit wird klargestellt, dass das Kantonsgericht neue tatsächli-

che Grundlagen in seiner Beurteilung der Verwaltungsgerichtsbeschwerde einbezie-

hen muss, wenn sie für die rechtliche Beurteilung des anhängigen Streitfalls relevant 

sind. Zugleich wird verhindert, dass das Verfahren durch sachfremde oder ausserhalb 

des Prozessthemas liegende Noven ausgeweitet wird. 

 

Die Anpassung bezweckt somit keine Abkehr vom System der beschränkten Über-

prüfung, sondern dessen verfassungs- und bundesrechtskonforme Ausgestaltung. 

Insbesondere bleiben das Verbot der Ausdehnung oder Änderung der Parteianträge 

sowie die Bindung des Gerichts an den Streitgegenstand unverändert bestehen. 

Auch die Kognition des Kantonsgerichtes wird nicht erweitert; namentlich bleibt die 

Angemessenheitsprüfung weiterhin ausgeschlossen, soweit das Gesetz dies vorsieht 

6.2 Vergütung von Vertretungskosten in Rechtsmittelverfahren 

Der Kantonsrat erklärte am 7. Mai 2024 die Motion M 32 von Anja Meier und Mit. 

über die Abschaffung der finanziellen Abstrafung für obsiegende Parteien in Rechts-

mittel-verfahren gegen Gemeinwesen mit 93 zu 0 Stimmen erheblich. Die Motion 

M 32 regt eine Neuregelung von § 201 Absatz 2 VRG an und verlangt, dass obsie-

gende Parteien in Rechtsmittelverfahren ohne Parteien mit gegensätzlichen Interes-

sen eine angemessene Vergütung für ihre Vertretungskosten erhalten.  

 

Die Parteientschädigung ist eine Vergütung für die Kosten der berufsmässigen  

Parteivertretung und das notwendige Erscheinen der Parteien vor Behörden und 

Sachverständigen (§ 193 Abs. 3 VRG). Das Verwaltungsverfahrensrecht des Kantons 

Luzern unterscheidet betreffend Parteientschädigung zwischen Verfahren, an denen 

Parteien mit gegensätzlichen Interessen beteiligt sind, und den anderen Verfahren. In 

den ersteren hat die obsiegende Partei einen Anspruch auf eine angemessene Ent-

schädigung zulasten jener Partei, die unterliegt oder Rückzug erklärt oder auf deren 

Begehren nicht eingetreten wird (§ 201 Abs. 1 VRG). In den anderen Fällen ist eine 

angemessene Vergütung für die Vertretungskosten der obsiegenden Partei hingegen 

https://search.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?lang=de&type=show_document&highlight_docid=aza://25-01-2011-2C_690-2010&print=yes
https://www.lu.ch/kr/parlamentsgeschaefte/detail?ges=b992c8fa4cb04774843f9326272cbdaa&back=1&text=M%2032&art=-1&bart=-0-1-2-3-4&vart=-0-1-2-3&wart=1&gart=1&status=-0-1
https://www.lu.ch/kr/parlamentsgeschaefte/detail?ges=b992c8fa4cb04774843f9326272cbdaa&back=1&text=M%2032&art=-1&bart=-0-1-2-3-4&vart=-0-1-2-3&wart=1&gart=1&status=-0-1
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/40
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/40
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/40
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bloss geschuldet, wenn der Vorinstanz grobe Verfahrensfehler oder offenbare 

Rechtsverletzungen zur Last fallen (§ 201 Abs. 2 VRG). Gemäss dieser Bestimmung 

erhalten obsiegende Parteien heute in Verwaltungsbeschwerde- und Verwaltungs-

gerichtsbeschwerdeverfahren nur in solchen Fällen zu Lasten des Gemeinwesens 

eine angemessene Vergütung für ihre Vertretung. In der Regel muss also die obsie-

gende Partei ihre eigenen Anwaltskosten bezahlen und das, obwohl sie Recht erhal-

ten hat. Mit dieser Regelung steht der Kanton Luzern im föderalen Vergleich heute 

praktisch allein da. 

 

Das Bundesgericht setzte sich bereits im Jahr 2001 mit der Bundesrechtskonformität 

dieser Regelung auseinander. Es bezeichnete sie damals zwar als wenig befriedi-

gend, jedoch als bundesrechtskonform. Es existiere kein allgemein anerkannter 

Rechtsgrundsatz, wonach der in einem Verwaltungsbeschwerdeverfahren obsiegen-

den, durch einen Anwalt oder eine Anwältin vertretenen Partei eine Entschädigung 

zugesprochen werden müsse. Dabei handle es sich nicht um ein unerlässliches Ele-

ment eines rechtsstaatlichen Verfahrens, ohne dass der Zugang zu einem Gericht 

nicht nur erschwert, sondern geradezu vereitelt würde (Urteil 2P.100/2001 vom 

12.07.2001 E. 3). Diese Auslegung hat das Bundesgericht zwar in der Folge mehrfach 

bestätigt (vgl. insbesondere die Urteile 2C_417/2020 vom 26.02.2021 E. 3 und 

2C_545/2020 vom 03.12.2020 E. 4.2; je mit zahlreichen Hinweisen). In seiner jüngsten 

Rechtsprechung hat das Bundesgericht allerdings deutliche Kritik an § 201 Absatz 2 

VRG geäussert. Es hat die Regelung als schweizweit singulär bezeichnet und befun-

den, die Ausrichtung einer Parteientschädigung ermögliche es, bis zu einem gewis-

sen Grad jenen Zustand wiederherzustellen, der sich ergeben hätte, wenn die verfü-

gende Verwaltungsbehörde das Recht von allem Anfang an richtig zur Anwendung 

gebracht und die Partei deshalb keinen Anlass zur Ergreifung eines Rechtsmittels  

gehabt hätte (Urteil 2C_417/2020 vom 26.02.2021 E. 3.4). Diese Kritik wiederholte 

das Bundesgericht im Urteil 1D_4/2020 vom 20. April 2021. Es schränkte den Anwen-

dungsbereich von § 201 Absatz 2 VRG beziehungsweise deren Voraussetzungen 

(grobe Verfahrensfehler, offenbare Rechtsverletzungen) ein. Namentlich entschied 

es, dass jede Verletzung des rechtlichen Gehörs als Verfahrensverletzung zu einer 

Entschädigung führen müsse, nicht nur die qualifizierte Missachtung des rechtlichen 

Gehörs. Das Bundesgericht verlangt, dass § 201 Absatz 2 VRG eng und bundesver-

fassungskonform auszulegen sei. 

 

Aufgrund der bundesgerichtlichen Kritik soll neu in Rechtsmittelverfahren ohne  

Parteien mit gegensätzlichen Interessen (d.h. in Verwaltungsbeschwerde- und in  

Verwaltungsgerichtsbeschwerdeverfahren) die obsiegende Partei eine angemessene 

Vergütung für ihre Vertretungskosten erhalten. § 201 Absatz 2 VRG ist entsprechend 

anzupassen. Diese Regelung setzte der Kantonsrat am 20. Oktober 2025 bereits um 

im Rahmen der Teilrevision des Personalrechts für Verwaltungsgerichtsbeschwerde-

verfahren im Zusammenhang mit personalrechtlichen Entscheiden, durch die ein  

Arbeitsverhältnis einseitig geändert oder beendet wird (vgl. Botschaft B 56 des  

Regierungsrates vom 3. Juni 2025 über die Teilrevision Personalrecht, Ziff. 2.6). Seit 

dem 1. Januar 2026 sieht § 74 Absatz 1bis des Personalgesetzes (SRL Nr. 51) vor, dass 

in Verwaltungsgerichtsbeschwerdeverfahren nach § 70 Absatz 1 der obsiegenden 

Partei zulasten des Gemeinwesens, dem die Vorinstanz angehört, eine angemessene 

Vergütung für ihre Vertretungskosten zugesprochen wird. In der erwähnten Bot-

schaft stellte der Regierungsrat in Aussicht, dass das Anliegen der Motion M 32 in 

absehbarer Zeit umgesetzt werden solle. Mit der vorgeschlagenen VRG-Änderung 

https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/40
https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?lang=it&type=show_document&highlight_docid=aza://12-07-2001-2P-100-2001&print=yes
https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?highlight_docid=aza%3A%2F%2Faza://26-02-2021-2C_417-2020&lang=de&zoom=&type=show_document
https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?lang=de&type=show_document&highlight_docid=aza://03-12-2020-2C_545-2020&print=yes
https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?highlight_docid=aza%3A%2F%2Faza://26-02-2021-2C_417-2020&lang=de&zoom=&type=show_document
https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?lang=de&type=show_document&highlight_docid=aza://29-04-2021-1D_4-2020&print=yes
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/40
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/40
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/40
https://www.lu.ch/kr/parlamentsgeschaefte/detail?ges=a75ab58065ae4312a508226db9e04c2d&back=1&geschaeftsnr=b+56&art=-0-1-2-3&bart=-0-1-2-3-4&vart=-0-1-2-3&wart=1&gart=1&status=-0-1
https://srl.lu.ch/app/de/quick_search/systematic/direct/631627/e4115e38c93d861c8c30fd6cc0cdd3
https://www.lu.ch/kr/parlamentsgeschaefte/detail?ges=b992c8fa4cb04774843f9326272cbdaa&back=1&text=M%2032&art=-1&bart=-0-1-2-3-4&vart=-0-1-2-3&wart=1&gart=1&status=-0-1
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Entwurf 2 soll die Neuregelung für alle Rechtsmittelverfahren ohne Parteien mit  

gegensätzlichen Interessen gelten. Die Bestimmung des Personalgesetzes kann ge-

strichen werden. 

7 Grundzüge der Vorlage 

Gegenstand des Entwurfs 1 bildet die Änderung des VRG für den elektronischen  

Verkehr mit den Verwaltungs- und Gerichtsbehörden samt den Folgeanpassungen 

an weiteren Gesetzen in den Verfahrensvorschriften. Eingaben von rechtlicher  

Bedeutung an die Behörden und die Eröffnung von Entscheiden (Verfügungen),  

Beschwerdeentscheiden und Urteilen sollen inskünftig auf elektronischem Weg  

erfolgen können beziehungsweise je nach Eingabesteller oder Eingabestellerin auf 

dem elektronischen Weg erfolgen müssen. Im Zentrum der Änderung stehen die 

Bestimmungen des allgemeinen Teils der Verfahrensordnung, welche die Form des 

Verfahrens regeln (geltender § 26, im Entwurf §§ 26a–26d). Neu können die Anforde-

rungen des schriftlichen Verfahrens in elektronischer Form statt in Papierform erfüllt 

werden, wenn die Eingaben über gesicherte Übermittlungssysteme erfolgen, welche 

die Behörden bezeichnen. Soweit für die Verfahren nach kantonalem Verwaltungs-

recht als Übermittlungssystem die zentrale Plattform nach dem BEKJ Verwendung 

findet, was durch Verordnung zu bestimmen ist, sind neben den Behörden auch  

Personen zur Benutzung dieser Plattform verpflichtet, die berufsmässig Personen vor 

Verwaltungsbehörden oder vor Gericht vertreten, und die als Anwältinnen und  

Anwälte Parteien vertreten dürfen. Ausserdem werden weitere VRG-Bestimmungen 

sowie Verfahrensbestimmungen weiterer Gesetze angepasst, deren Formulierungen 

heute lediglich auf dem schriftlichen Papierverfahren gründen. Geöffnet wird das 

kantonale Verfahrensrecht auch hinsichtlich der Durchführung von Verfahrenshand-

lungen mittels Einsatzes elektronischer Mittel zur Ton- und Bildübertragung sowie 

hinsichtlich der elektronischen Akteneinsicht. 

 

Gegenstand des Entwurfs 2 ist die Änderung des VRG hinsichtlich der Verfahrensbe-

stimmungen, die mit dem elektronischen Verfahren in keinem Zusammenhang  

stehen und die auf die Rechtsprechung des Bundesgerichtes angepasst werden sol-

len.  

8 Die Erlassentwürfe im Einzelnen 

Die Änderungen zum elektronischen Verfahren werden im Folgenden in Kapitel 8.1 

näher erläutert. Unsere Ausführungen umfassen in Kapitel 8.1.1 die VRG-Änderung 

(Entwurf 1) und in Kapitel 8.1.2 die mit dieser Änderung zusammenhängenden 

Folgeanpassungen von weiteren Erlassen. In Kapitel 8.2 werden die Änderungen des 

VRG erläutert, die keinen Zusammenhang damit haben und spezifische Verfahrens-

vorschriften umfassen (Entwurf 2; Kap. 8.2.1); daran schliessen die Erläuterungen der 

Folgenanpassung eines einzigen weiteren Erlasses an (Kap. 8.2.2). 

8.1 Gesetzesentwürfe zum elektronischen Verfahren  

8.1.1 Gesetz über Verwaltungsrechtspflege (Entwurf 1) 

§ 5 

Dieser Paragraf führt den Begriff der Rechtsvorkehren als Oberbegriff für Gesuche, 

Rechtsmittel und Klagen im geltenden Gesetz ein. In diesem Sinn wird der Begriff 

denn auch in den §§ 55 Absatz 1 und 107 Absatz 2e verwendet, doch ist seine  
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Verwendung im Gesetz nicht durchgehend (vgl. §§ 42 und 43). Für die Belange des 

elektronischen Verkehrs wird vorgeschlagen, den Begriff durch den verständlicheren 

Ausdruck «Eingabe» zu ersetzen und die Legaldefinition um «Stellungnahmen» und 

«Vernehmlassungen» zu ergänzen, die in Zusammenhang mit den Gesuchs-, Rechts-

mittel- und Klageverfahren anfallen. Der Begriff der Eingabe harmoniert mit dem 

ebenfalls verwendeten Begriffspaar «Eingabesteller/Eingabestellerin» (z. B. im neuen 

§ 26d Abs. 1 wie auch in verschiedenen Bestimmungen des geltenden Gesetzes). 

Selbstredend sind unter dem Eingabenbegriff des VRG immer förmliche Eingaben im 

Verfahrensverkehr gemeint, nicht beispielsweise formlose E-Mail-Eingaben im Sinn 

von Anfragen, Auskunftsbegehren usw., welche den Behörden im Verwaltungsalltag 

zugehen.  

 

§ 8 

In Absatz 3d wird eine redaktionelle Anpassung vorgenommen, weil beim verwiese-

nen § 110 die Sachüberschrift ändert.  

 

§§ 14–16 sowie 21b–23 

Die Änderungen in § 14 Absätze 1 und 3 sind formeller Natur und dienen einzig der 

geschlechtergerechten Formulierung. Damit und in weiteren, nachstehend erläuter-

ten Bestimmungen wird der Umsetzung des Postulates P 735 von Urban Sager  

namens der Redaktionskommission Rechnung getragen, welches der Kantonsrat am 

31. Oktober 2022 erheblich erklärt hat und mit welchem eine schnellere Umsetzung 

der geschlechtergerechten Sprache in allen Luzerner Erlassen gefordert wird.  

 

Auch die Änderung in den §§ 15 Absatz 1, 16 Absätze 1b, 2 und 3c, 21b Absatz 1, 22 

und 23 sind formeller Natur und dienen der geschlechtergerechten Formulierung. In 

§ 15 Absatz 1 wird zudem eine veraltete Getrenntschreibung ersetzt («statt dessen» 

wird zu «stattdessen»).  

 

§ 24 

In Absatz 1 wird der Begriff «zu den Akten geben» durch «einreichen» ersetzt, weil 

dieser Begriff besser zum elektronischen Verfahren passt. Die übrigen Anpassungen 

in den Absätzen 1–3 dienen der geschlechtergerechten Formulierung («Parteivertre-

ter oder Parteivertreterin»).  

 

§ 25 

Die Änderung in Absatz 4 ist einzig formeller Natur und dient der geschlechterge-

rechten Formulierung («Übersetzer oder Übersetzerin»).  

 

§ 26 

Die §§ 26–26d bilden die zentralen Regelungen zur Form des Verfahrens. Während 

unter Schriftlichkeit im herkömmlichen Sinn die Übermittlung von Text auf Papier  

verstanden wird, gilt ausser der Papierform neu auch die elektronische Form als 

grundsätzlich zulässige Verkehrsform des Verwaltungsverfahrensrechts (Abs. 1). Im 

Sinn einer Priorisierung wird wie in diesem Absatz im gesamten Erlass die elektroni-

sche Form vor der Papierform genannt. Im Planungsbericht B 108 über die Strategie 

zur Gestaltung des digitalen Wandels in Wirtschaft, Gesellschaft und öffentlicher Ver-

waltung vom 29. März 2022 erklärte es der Kanton Luzern zum Ziel, dass der digitale 

Weg für Privatpersonen die erste Wahl werden soll, mit Behörden zu verkehren  

(«digital first»; vgl. die Ausführungen auf S. 14 f. des Planungsberichts). Zum 

https://www.lu.ch/kr/mitglieder_und_organe/mitglieder/mitglieder_detail/Geschaeft_Detail?ges=2f41dcebb02b4c70a1993c23a35590b7
https://www.lu.ch/kr/parlamentsgeschaefte/detail?ges=bd8b291c3696492a92d1db34b91f1236&back=1&geschaeftsnr=B+108&art=-0-1-2-3&bart=-0-1-2-3-4&vart=-0-1-2-3&wart=1&gart=1&status=-0-1
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Obligatorium der elektronischen Übermittlung («digital only») vgl. unsere Ausfüh-

rungen zu § 26a.  

 

Gemäss Absatz 2 müssen elektronische Verfahrenshandlungen über ein gesichertes 

Übermittlungssystem vorgenommen werden, das von der Behörde bezeichnet wird. 

Als Verfahrenshandlung gilt jede Handlung der Verfahrensbeteiligten (Behörde oder 

Partei), die auf die Einleitung, Durchführung oder den Abschluss eines Verwaltungs-

verfahrens gerichtet ist und rechtliche Wirkungen im Verfahren entfaltet. Mit dem 

Begriff des gesicherten Übermittlungssystems wird klargestellt, dass der Verfahrens-

verkehr über ein spezifisches System erfolgen soll, weil Übermittlungen per E-Mail 

oder anderen Nachrichtendiensten mit verschiedenen Einschränkungen behaftet 

sind (insbes. mit Unsicherheiten hinsichtlich Identifizierung des Absenders oder der 

Absenderin, Feststellung des Zeitpunkts des Empfangs, Vertraulichkeit des übermit-

telten Inhalts) und die vollständige digitale Abwicklung des Verfahrens erreicht  

werden soll. Vorgesehen ist, dass der Regierungsrat und das Kantonsgericht die not-

wendigen Verordnungen erlassen. Darin können sie insbesondere Anforderungen in 

Zusammenhang mit der Kommunikation in Verfahren im Übermittlungssystem auf-

stellen.  

 

Da mit den in Absatz 2 genannten Bedingungen die Anforderungen an den schrift-

lich Verfahrensverkehr grundsätzlich in elektronischer oder in Papierform erfüllt wer-

den können, können die Verfahrensvorschriften im VRG oder in anderen Erlassen, die 

den Begriff «schriftlich» verwenden, unverändert beibehalten werden. Vorbehalten 

bleiben Vorschriften, die ausdrücklich Mündlichkeit vorsehen oder diese zumindest 

nicht ausschliessen (z. B. §§ 47 Abs. 2, 70, 71 VRG).  

 

§ 26a 

Diese Bestimmung regelt, wer zur Nutzung der zentralen Plattform nach dem BEKJ 

verpflichtet ist, wenn die Plattform durch Verordnung für die Verfahren nach VRG als 

massgebliches Übermittlungssystem im Sinn des § 26 Absatz 2 bezeichnet wird. Das 

Obligatorium lehnt sich an Regelungen im eidgenössischen Verfahrens- und Pro-

zessrecht an, die mit dem BEKJ geändert werden (vgl. Art. 47a VwVG [Verwaltungs-

verfahrensgesetz, SR 172.021 , Art. 38c BGG [Bundesgerichtsgesetz, SR 173.110], 

Art. 128b ZPO und Art. 103c StPO gemäss Anhang BEKJ, in: BBl 2025 19).  

 

Zur Verwendung der zentralen Plattform nach dem BEKJ vor den Verwaltungs- und 

Gerichtsbehörden verpflichtet sind die berufsmässigen Parteivertreter (Abs. 1a). Als 

berufsmässig handelnd gelten Parteivertreterinnen und -vertreter, wenn diese bereit 

sind, in einer unbestimmten Zahl von Fällen die Vertretung zu übernehmen. Auf die 

Übernahme der Vertretung gegen Entgelt kommt es dabei nicht an. Die in den kan-

tonalen Anwaltsregistern eingetragenen Anwältinnen und Anwälte gelten stets als 

berufsmässig handelnd, wenn sie die Vertretung übernehmen (Abs. 1b). Im Begriff 

der berufsmässigen Parteivertretung eingeschlossen sind auch die Anwaltspraktikan-

tinnen und -praktikanten, für deren Ausbildung eine im kantonalen Anwaltsregister 

eingetragene Anwältin oder ein eingetragener Anwalt besorgt ist (vgl. § 3 Anwalts-

gesetz, SRL Nr. 280). Der konkrete Umfang der Verpflichtung zur Verwendung der 

Plattform im kantonalen Verfahren ergibt sich aus dem Verordnungsrecht. Vorgese-

hen ist der Einsatz der Plattform in Verfahren vor dem Kantonsgericht, insbesondere 

bei Verwaltungsgerichtsbeschwerden, und in Verfahren vor dem Regierungsrat oder 

den Departementen, dies bei Verwaltungsbeschwerden (vgl. unsere Ausführungen in 

https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/40
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/40
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2025/583/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/fga/2025/19/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2025/583/de
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/280
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Kap. 9). Diese «digital-only»-Pflicht für die Anwältinnen und Anwälte ist mit dem 

Bundesgericht als vereinbar mit der Wirtschaftsfreiheit gemäss Artikel 27 BV sowie 

als verhältnismässig und zumutbar anzusehen (vgl. Urteil 2C_113/2024 vom 3. De-

zember 2024).  

 

Gemäss Absatz 1c sind Behörden, die als Partei oder als Vorinstanz am Verfahren 

teilnehmen verpflichtet, die Plattform nach dem BEKJ zu benutzen. Dies bedeutet, 

dass sämtliche Verwaltungsbehörden von Kanton und Gemeinden sowie gegeben-

enfalls weitere dem VRG unterstellten Einheiten, namentlich Anstalten, Körperschaf-

ten und andere Organisationen des öffentlichen Rechts im Sinn von § 1 Absatz 1d 

VRG, gehalten sind, die Plattform im elektronischen Verkehr in Beschwerdeverfahren 

vor Kantonsgericht und vor dem Regierungsrat oder den Departementen zu verwen-

den. Soweit die unteren Instanzen Akten in Papierform führen, müssen sie diese für 

die elektronische Übermittlung aufbereiten. Belege und Beilagen zu Stellungnahmen 

und Vernehmlassungen sind elektronisch einzulesen. 

 

Gemäss Absatz 1d sind selbstverständlich die instruierenden Instanzen und die ent-

scheidenden Behörden zur Benutzung der Plattform verpflichtet. Das Obligatorium 

stellt für die übrigen Teilnehmerinnen und Teilnehmer sicher, dass nicht mitten im 

Verfahren auf Papierschriftlichkeit gewechselt wird. Aus der Umschreibung des Obli-

gatoriums ergibt sich, dass es den Privatpersonen überlassen bleibt, den elektroni-

schen Verkehr zu wählen. Diese Wahlfreiheit liegt auch dem BEKJ zugrunde (vgl. 

Art. 18 Abs. 2 BEKJ). Die Wahlfreiheit zwischen Papier- und elektronischer Form be-

rücksichtigt, dass nicht alle den Zugang zu den Behörden über elektronische Kanäle 

wahrnehmen können oder wollen.  

 

Absatz 2 bestimmt, dass die Behörden untereinander über andere, technisch geeig-

nete Übermittlungssysteme verkehren können. Insbesondere bei den Verwaltungs-

behörden, die über das gleiche Geschäftsverwaltungssystem verfügen, kann die 

Kommunikation über das gewohnte verwaltungsinterne System sinnvoll sein, um die 

BEKJ-Plattform zu entlasten. 

 

Absatz 3 regelt das Vorgehen, wenn Parteien oder Vorinstanzen, die nach Absatz 1 

zum elektronischen Verkehr verpflichtet sind, Eingaben dennoch in Papierform ein-

reichen. In diesem Fall setzt die Behörde eine angemessene Nachfrist zur elektroni-

schen Einreichung.  

 

§ 26b 

Diese Bestimmung nimmt auf die Möglichkeit Bezug, dass die zentrale Plattform 

nach dem BEKJ die freiwillige Nutzung erlaubt, wenn der Verfahrensbeteiligte nicht 

dem Obligatorium des Verfahrensrechts unterliegt (Art. 18 Abs. 2 BEKJ). Gilt das BEKJ 

als massgebliches Übermittlungssystem in Verfahren nach VRG, soll die freiwillige 

Nutzung ebenfalls möglich sein.  

 

§ 26c 

Diese Bestimmung regelt, unter welchen Voraussetzungen die Behörde verlangen 

kann, dass elektronisch eingereichte Dokumente zusätzlich auf Papier nachgereicht 

werden müssen. Sie lehnt sich an entsprechende Regelungen im eidgenössischen 

Verfahrens- und Prozessrecht an, die mit dem Inkrafttreten des BEKJ geändert wer-

den (vgl. Änderungen von Art. 21a Abs. 3 VwVG, Art. 38f BGG, Art. 128f ZPO und 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1999/404/de
http://relevancy.bger.ch/php/aza/http/index.php?highlight_docid=aza%3A%2F%2F03-12-2024-2C_113-2024&lang=de&type=show_document&zoom=YES&
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2025/583/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2025/583/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2025/583/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2025/583/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2025/583/de
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Art. 103f StPO gemäss Anhang BEKJ, in: BBl 2025 19). Ausgangspunkt ist, dass Einga-

ben in elektronischer und in Papierform gleichwertig sind. Die Pflicht zur Nach-rei-

chung in Papierform stellt deshalb eine Ausnahme dar und kommt nur zur Anwen-

dung, wenn sachliche Gründe dies erfordern. Die Nachreichung auf Papier ist als 

subsidiäre Massnahme ausgestaltet und darf nicht schematisch verlangt werden. Ge-

nannt werden die wichtigsten Fallgruppen. Die Aufzählung ist nicht abschliessend zu 

verstehen («namentlich»). Die Bestimmung belässt der Behörde einen angemesse-

nen Handlungsspielraum, um im Einzelfall auf technische Entwicklungen und prakti-

sche Anforderungen reagieren zu können.  

 

Eine Nachreichung kann insbesondere verlangt werden, wenn aus technischen Grün-

den eine Bearbeitung oder Verwendung des elektronischen Dokuments im Verfahren 

nicht möglich ist. (Abs. 1a). Dies betrifft insbesondere Fälle, in denen Dateien nicht 

lesbar sind, in einem nicht unterstützten Format vorliegen oder aus anderen techni-

schen Gründen nicht in das Verfahren integriert werden können. Die Bestimmung er-

fasst sowohl vorübergehende technische Probleme als auch struk-turelle Gründe, 

welche die Verfahrensfähigkeit eines elektronischen Dokuments ausschliessen.  

 

Absatz 1b betrifft Situationen, in denen Zweifel an der Echtheit eines elektronisch 

eingereichten Dokuments bestehen. In solchen Fällen kann die Behörde verlangen, 

dass das Papierdokument eingereicht wird. Dies kann namentlich bei elektronisch 

übermittelten Kopien unterschriebener Vereinbarungen, bei Vollmachten oder bei 

anderen beweisrelevanten Urkunden erforderlich sein. Ist die unterschriebene Origi-

nalurkunde als Beweismittel von Belang, fordert die Instruktionsinstanz den Eingabe-

steller oder die Eingabestellerin zur Einreichung des Papierdokuments auf. 

 

§ 26d 

Absatz 1 hält fest, dass Eingaben über gesicherte Übermittlungssysteme ohne quali-

fizierte elektronischen Signatur nach dem Bundesgesetz über die elektronische  

Signatur (ZertES) vom 18. März 2016 (SR 943.03) erfolgen können. Dies ist der Fall, 

wenn das Übermittlungssystem vor der Übermittlung einer Eingabe die Registrie-

rung und Identifizierung im System verlangt. Plattformen wie diejenige nach dem 

BEKJ verlangen, dass sich die Benutzerinnen und Benutzer vorgängig mit einem  

anerkannten elektronischen Identitätsnachweis authentifizieren. In solchen Konstel-

lationen wird die Authentizität der Eingabe primär durch den Identitätsnachweis im 

Zugangssystem sichergestellt, sodass eine zusätzliche qualifizierte elektronische  

Signatur entbehrlich wird. 

 

Währenddem sich Absatz 1 auf Eingaben bezieht, handelt Absatz 2 von behördlichen 

Vorladungen, Entscheiden und anderen Mitteilungen, die unterschriftsbedürftig sind. 

Diese Mitteilungen sind mit einer elektronischen Signatur zu versehen. Im gesicher-

ten Übermittlungssystem genügt das geregelte elektronische Siegel mit qualifizier-

tem elektronischen Zeitstempel nach ZertES. Damit wird dem Umstand Rechnung 

getragen, dass elektronische Mitteilungen häufig direkt aus Fachsystemen generiert 

und über elektronische Kanäle versandt werden. Die Authentizität wird in diesen  

Fällen nicht durch die persönliche qualifizierte elektronische Signatur der für die  

Behörde handelnden Person, sondern durch das behördliche System und das ver-

wendete elektronische Siegel sichergestellt. Unter «handelnde Person» ist die Person 

zu verstehen, die berechtigt ist, für die Behörde die Mitteilung zu erlassen. Bei Kolle-

gialbehörden kann dies der «Schreiber» oder die «Schreiberin» der Behörde 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/fga/2025/19/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2016/752/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2025/583/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2016/752/de
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beziehungsweise der vom Kollegium beauftragte Protokollführer oder die beauf-

tragte Protokollführerin sein. 

 

Absatz 3 ermächtigt den Regierungsrat und das Kantonsgericht, die Einzelheiten 

durch Verordnung zu regeln. Beispielsweise kann geregelt werden, dass der Staats-

schreiber oder die Staatsschreiberin Entscheide des Regierungsrates mit dem elekt-

ronischen Siegel versieht oder versehen lässt (vgl. nach geltendem Recht für die  

Unterschrift § 20 Absatz 1 Geschäftsordnung des Regierungsrates, SRL Nr. 35) 

 

§ 27 

Die Formulierung in Absatz 3 wird vereinfacht; für elektronische Mitteilungen im ge-

sicherten Übermittlungssystem gilt § 26d Absatz 2.  

 

§ 28 

Wegen des neuen § 28a wird die Sachüberschrift ergänzt («a. Grundsatz»).  

 

Absätze 1 und 2 werden neu strukturiert. Absatz 1 regelt die Zustellung per Post. Die 

Zustellung durch die Polizei wird als Ausnahme als Satz 1 von Absatz 2 aufgenom-

men; in diesem Absatz ist die ausserordentliche Zustellung geregelt.  

 

In Absatz 3 (Satz 1) ist die Angabe einer Adresse im elektronischen Übermittlungs-

system als zulässige Domizilangabe für Parteien mit Wohnsitz oder Sitz im Ausland 

zu bezeichnen. 

 

Absatz 4 ist zu streichen; vgl. unsere Ausführungen zu den §§ 26b und 26d.  

 

§ 28a 

In dieser Bestimmung ist festzulegen, wann eine Vorladung, ein Entscheid oder eine 

andere Mitteilung als zugestellt zu gelten hat. Die Bestimmung lehnt sich an Rege-

lungen im neueren Bundesrecht beziehungsweise im eidgenössischen Verfahrens- 

und Prozessrecht an, die mit dem BEKJ geändert werden (vgl. Art. 20 VwVG, Art. 142 

ZPO und Art. 86 StPO gemäss geltender Fassung sowie gemäss Anhang BEKJ, in: 

BBl 2025 19). Wie im BEKJ findet sich bei der Zustellung keine besondere Regelung 

für den Fall, dass das Übermittlungssystem während der Bereitstellungsfrist nicht er-

reichbar ist (z. B. wegen technischer Störungen). Dieser Fall müsste von der Recht-

sprechung geklärt werden. Mit Absatz 1a werden die postalischen Zustellungsmoda-

litäten sinngemäss für die elektronische Zustellung übernommen. Die Zustellung gilt 

beim erstmaligen Abruf auf dem massgeblichen Übermittlungssystem als erfolgt. 

Wird die Mitteilung nicht abgeholt, so gilt sie am siebten Tag nach der Übermittlung 

auf das massgebliche Übermittlungssystem als zugestellt, sofern die Person mit einer 

Zustellung rechnen musste. Da die Dokumente jederzeit übermittelt und abgerufen 

werden können, kann die siebentätige Abholfrist auch an einem Samstag, Sonntag 

oder öffentlichem Feiertag zu laufen beginnen. Das Übermittlungssystem dokumen-

tiert den Zeitpunkt der Bereitstellung, des Abrufs sowie gegebenenfalls der Nichtab-

holung und stellt darüber automatisierte Quittungen aus.  

 

Absatz 1b erfasst Mitteilungen, die gegen Unterschrift überbracht werden. Diese gel-

ten als zugestellt, sobald sie vom Adressaten oder einer berechtigten Person entge-

gengenommen wurden. Als berechtigte Person gilt dabei eine angestellte oder im 

gleichen Haushalt lebende, mindestens 16 Jahre alte Person. Diese Bestimmung 

https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/35
https://www.fedlex.admin.ch/eli/fga/2025/19/de
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lehnt sich an Artikel 138 Absatz 2 ZPO an. Wird der Adressat einer eingeschriebenen 

Briefpostsendung oder Gerichtsurkunde nicht angetroffen und eine Abholungseinla-

dung in seinen Briefkasten gelegt, wird die Sendung in jenem Zeitpunkt als zuge-

stellt betrachtet, in welchem sie auf der Poststelle abgeholt wird. Geschieht dies 

nicht innert der siebentägigen Frist, wird angenommen, dass die Sendung am letz-

ten Tag dieser Frist zugestellt wurde (Zustellfiktion). Dies gilt nur, sofern der Adressat 

mit der Zustellung rechnen musste (BGE 134 V 49 E. 4 S. 51 mit Verw.). Nach der 

Rechtsprechung tritt die Zustellfiktion immer sieben Tage nach dem erfolglosen  

Zustellungsversuch ein und markiert den Beginn der Rechtsmittelfrist, zu deren Be-

rechnung unerheblich ist, ob sie an einem Werktag oder Samstag oder anerkannten 

Feiertag beginnt (BGE 127 I 31 E. 2b S. 35).    

 

Von Absatz 1c werden die nicht eingeschriebenen, insbesondere mit A-Post-Plus 

versendeten Mitteilungen, erfasst. Bisher fehlte im kantonalen Recht eine Regelung, 

weshalb die Mitteilungen auch an einem Samstag, Sonntag oder Feiertag als zuge-

stellt galten. Mit der neuen Regelung gilt die Mitteilung erst am nächsten Werktag 

als zugestellt, wenn sie an einem Samstag, Sonntag oder einem vom Bundesrecht 

oder kantonalen Recht anerkannten Feiertag überbracht wurde. Diese Regelung 

lehnt sich an die ZPO (Art. 142 Absatz 1bis) und die StPO (Art. 90 Abs. 2) an. Die  

Formulierung «nicht gegen Unterschrift erbracht» übernimmt dabei den Wortlaut 

gemäss neuerem Bundesgesetz über die Zustellung von Sendungen an Wochenen-

den und Feiertagen, welches von den eidgenössischen Räten beschlossen, aber noch 

nicht in Kraft gesetzt ist (vgl. BBl 2025 566). 

 

§ 29 

Die Änderung in Absatz 2 ist einzig formeller Natur und dient der geschlechterge-

rechten Formulierung. 

 

§ 30 

Absatz 1b ist für die Parteien, die sich im Ausland aufhalten und keinen erreichbaren 

Vertreter haben, zu ergänzen. Zudem dient die weitere Anpassung der Absätze 1a 

und 1b der geschlechtergerechten Formulierung («Vertreter oder Vertreterin»). 

 

§ 31 

Die ergänzte Aufzählung in der Klammer berücksichtigt den neuen § 28a.  

 

§ 33 

Diese Bestimmung regelt die Wahrung von Fristen bei Eingaben. Sie stellt sicher, 

dass Eingaben fristgerecht erfolgen können, unabhängig davon, ob sie im Inland 

oder aus dem Ausland eingereicht werden. Die Grundsätze über das Handeln innert 

Frist wurden gesamthaft überprüft.  

 

Als Absatz 2a wird eine Ergänzung für (schriftliche) Eingaben im elektronischen 

Übermittlungssystem aufgenommen und dem bisherigen Absatz 2 vorangestellt, der 

in präzisierter Form zu Absatz 2b wird. Der bisherige Absatz 2bis wird in Absatz 2a 

aufgegriffen und kann gestrichen werden. 

 

Für Personen im Ausland wird mit Absatz 2ter eine zusätzliche Möglichkeit zur frist-

wahrenden Eingabe geschaffen. Es genügt, wenn die Eingabe spätestens am letzten 

Tag der Frist bei einer schweizerischen diplomatischen oder konsularischen 

https://fedlex.data.admin.ch/eli/cc/2010/262
https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?lang=de&type=show_document&page=1&from_date=&to_date=&sort=relevance&insertion_date=&top_subcollection_aza=all&query_words=&rank=0&azaclir=aza&highlight_docid=atf%3A%2F%2F134-V-49%3Ade&number_of_ranks=0#page49
https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?lang=de&type=show_document&page=1&from_date=&to_date=&sort=relevance&insertion_date=&top_subcollection_aza=all&query_words=&rank=0&azaclir=aza&highlight_docid=atf%3A%2F%2F127-I-31%3Ade&number_of_ranks=0#page31
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2010/262/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2010/267/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/fga/2025/566/de
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Vertretung eintrifft. Die Vertretung fungiert insoweit als Annahmestelle für fristge-

bundene Eingaben. Die Regelung entspricht dem eidgenössischen Prozessrecht 

(Art. 143 Abs. 1 ZPO und Art. 91 Abs. 2 StPO). Sie trägt dem Umstand Rechnung, 

dass Sendungen über ausländische Postdienste nicht in gleicher Weise kontrollierbar 

sind wie solche über die Schweizerische Post. Personen im Ausland können sich  

regelmässig nicht der schweizerischen Postinfrastruktur zur Fristwahrung bedienen. 

Mit der Möglichkeit der Einreichung bei einer schweizerischen diplomatischen oder 

konsularischen Vertretung wird gewährleistet, dass Personen, die sich im Ausland 

aufhalten, ihre verfahrensrechtlichen Pflichten unter zumutbaren Bedingungen erfül-

len können. 

 

Absatz 2quater regelt die Fristwahrung bei technischen Störungen des massgeblichen 

elektronischen Übermittlungssystems. Die Regelung übernimmt die Lösung von Arti-

kel 26 BEKJ (vgl. auch unsere Ausführungen zu § 28a). Ist das System am letzten Tag 

einer Frist nicht erreichbar, soll der betroffenen Person daraus kein Rechtsnach-teil 

entstehen. In solchen Fällen verlängert sich die Frist bis zu dem Tag, der auf die Wie-

derherstellung der Erreichbarkeit folgt. Fällt dieser Folgetag auf einen öffentlichen 

Ruhetag im Sinne von § 34 VRG, endet die Frist am nächstfolgenden Werktag. Im 

Übrigen gelten Artikel 26 Absätze 3–5 BEKJ sinngemäss. Demnach ist die Nicht- 

erreichbarkeit der Plattform grundsätzlich glaubhaft zu machen. Während einer  

solchen Nichterreichbarkeit sind die betroffenen Benutzerinnen und Benutzer sowie 

Behörden nicht verpflichtet, die Plattform zu nutzen. Zur Wahrung einer am letzten 

Tag ablaufenden Frist genügt es zudem, wenn die betroffene Person die Eingabe in 

Papierform oder zumindest den Nachweis der Existenz der einzureichenden Doku-

mente bei der zuständigen Behörde einreicht (bspw. über ein anderes massgebliches 

Übermittlungssystem der Behörde) oder zu deren Handen der Schweizerischen Post 

oder einer schweizerischen diplomatischen oder konsularischen Vertretung übergibt. 

In diesen Fällen gilt die Frist unabhängig von einer Glaubhaftmachung der Nichter-

reichbarkeit als gewahrt. Die elektronische Einreichung ist anschliessend innert einer 

von der verfahrensleitenden Behörde anzusetzenden angemessenen Frist nachzuho-

len. 

 

§§ 35 und 36 

Die Änderung in § 35 Absatz 1 und im Einleitungssatz von § 36 Absatz 1 sind einzig 

formeller Natur und dienen der geschlechtergerechten Formulierung. 

 

§ 38 

In den Absätzen 1 und 2 ist der Begriff «Zutritt» durch «Zugang» zu ersetzen. Damit 

wird der Möglichkeit Rechnung getragen, dass Parteiverhandlungen inskünftig unter 

Einsatz elektronischer Mittel durchgeführt werden können (vgl. § 38a). Die Änderung 

ist formeller Natur; an den Voraussetzungen für die Gewährung der Teilnahme än-

dert sich nichts.  

 

§ 38a 

Diese Bestimmung schafft die gesetzliche Grundlage für den Einsatz elektronischer 

Mittel zur Ton- und Bildübertragung in Verwaltungsverfahren und trägt damit der 

fortschreitenden Digitalisierung sowie den praktischen Erfahrungen aus der Justiz-

praxis Rechnung. Sie erfasst sowohl die vollständige Durchführung einer Verfahrens-

handlung mittels Videokonferenz als auch die Zuschaltung einzelner Beteiligter (z. B. 

Parteien, Rechtsvertretungen, Sachverständige). Die Bestimmung orientiert sich 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2010/262/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2010/267/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2025/583/de
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inhaltlich an den Entwicklungen im Bundesrecht, namentlich an der ZPO-Regelung 

zur Durchführung von Verfahrenshandlungen mittels Videokonferenz oder anderer 

elektronischer Mittel (Art. 170a ZPO). Ziel der Norm ist es, Verfahrenshandlungen  

flexibler, effizienter und ortsunabhängig durchführen zu können, ohne die Verfah-

rensgarantien – insbesondere die Unmittelbarkeit, die Wahrung der Parteirechte und 

die Beweisqualität – zu beeinträchtigen.  

 

Absatz 1 legt den Grundsatz fest, dass mündliche Verfahrenshandlungen mittels 

elektronischer Mittel zur Ton- und Bildübertragung durchgeführt werden können. 

Dies kann auf Antrag einer Partei oder von Amtes wegen erfolgen. Als Anwendungs-

fall im Verwaltungsverfahren kann die Anhörung einer Person, die sich in Vorberei-

tungs-, Ausschaffungs- oder Durchsetzungshaft befindet, genannt werden.  

 

Gemäss Absatz 2 gilt als Voraussetzung des Einsatzes von Mitteln der Ton- und Bild-

übertragung, dass die Übertragung für alle beteiligten Personen zeitgleich erfolgt. 

Damit wird sichergestellt, dass die Verfahrenshandlung den Anforderungen an  

Unmittelbarkeit und Gleichzeitigkeit genügt und alle Beteiligten in gleicher Weise 

am Geschehen teilnehmen können. 

 

Absatz 3 regelt die Aufzeichnung von Verfahrenshandlungen. Bei Zeugeneinvernah-

men sowie Parteieinvernahmen und Beweisaussagen ist eine Aufzeichnung zwin-

gend vorgesehen. Dies dient der Beweissicherung und ermöglicht es, den Inhalt der 

Aussagen später zuverlässig nachzuvollziehen. Bei anderen mündlichen Verfahrens-

handlungen kann eine Aufzeichnung erfolgen. Dies ermöglicht eine situations- 

gerechte Handhabung, etwa bei komplexen Verhandlungen oder bei Beteiligung 

zahlreicher Personen, ohne eine generelle Aufzeichnungspflicht vorzusehen. 

 

Absatz 4 trägt besonderen Verfahrenssituationen Rechnung. Mit Einverständnis der 

betroffenen Personen kann ausnahmsweise auf die Bildübertragung verzichtet wer-

den, wenn besondere Dringlichkeit oder andere besondere Umstände vorliegen. 

Dies kann etwa bei technischen Einschränkungen, kurzfristigen Anhörungen oder 

aus Gründen des Persönlichkeitsschutzes angezeigt sein. 

 

Absatz 5 überträgt dem Regierungsrat und dem Kantonsgericht die Kompetenz, die 

technischen Voraussetzungen sowie die Anforderungen an Datenschutz und Daten-

sicherheit durch Verordnung zu regeln. Dies betrifft insbesondere die eingesetzten 

Systeme und Plattformen, die Sicherstellung der Identität der Teilnehmenden, die 

Vertraulichkeit der Kommunikation sowie die Aufzeichnung, Speicherung und Aufbe-

wahrung von Verfahrenshandlungen. Diese Bestimmung steht im Zusammenhang 

mit den bundesrechtlichen Vorgaben zum Einsatz elektronischer Kommunikations-

mittel in Verfahren, insbesondere mit den Ausführungsbestimmungen zur Zivilpro-

zessordnung. Zu berücksichtigen sind namentlich die Vorgaben der Verordnung 

über den Einsatz elektronischer Mittel zur Ton- und Bildübertragung in Zivilverfahren 

(VEMZ; SR 272.2), welche Anforderungen an Technik, Verfahrensabläufe, Identifika-

tion der Beteiligten sowie Datensicherheit und Protokollierung festlegt. Diese kön-

nen als Orientierung für die spätere kantonale Umsetzung dienen. 

 

Zwischentitel vor § 46 

Aufgrund der Regelung der Akteneinsicht Dritter in § 50a ist der Zwischentitel zu  

ergänzen.  

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2010/262/de
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§ 46  

Die Parteien können das rechtliche Gehör inskünftig auch auf elektronischem Weg 

wahrnehmen (vgl. § 50b Abs. 2). Um Unklarheiten zu vermeiden, ist deshalb die  

Formulierung «schriftlich und mündlich» in Absatz 1 zu streichen. 

 

Das rechtliche Gehör muss kein «Anhören» im wörtlichen Sinn umfassen; dieser  

Begriff im Einleitungssatz von Absatz 2 wird durch die Wendung «das rechtliche  

Gehör gewähren» ersetzt.  

 

§ 48  

Die im Einleitungssatz garantierte Akteneinsicht «am Sitz der entscheidenden Be-

hörde findet sich aus systematischen Gründen neu in § 50b Absatz 2.  

 

Absatz 1d ist eine redaktionelle Folgeanpassung, da auf den Begriff der Ausfertigung 

verzichtet werden soll (vgl. unsere Ausführungen zu § 110).  

 

Absatz 1bis wird aufgehoben und in § 50b Absatz 2 aufgenommen. Für den gestriche-

nen Absatz 2 vgl. § 50b Absatz 3.  

 

§§ 49 und 50 

Der Einleitungssatz in § 49 Absatz 1 wird sprachlich etwas vereinfacht und dabei der 

Begriff des Aktenstückes aus sprachlichen Gründen ersetzt. Der Begriff «bestimmte 

Akten» passt besser zum elektronischen Verfahren. Dies gilt auch für § 50 Absatz 1. 

 

Vorbemerkung zu den §§ 50a und 50b 

Die neu eingefügten §§ 50a und 50b regeln die Akteneinsicht nach Verfahrensab-

schluss. Bislang enthielt das VRG in § 48 Absatz 2 lediglich eine Bestimmung über 

die Erhebung von Gebühren für die Herausgabe von Akten abgeschlossener Verfah-

ren. Deshalb sollen mit der vorliegenden Revision die in der Praxis etablierten 

Grundsätze zur Gewährung der Akteneinsicht nach Verfahrens-abschluss in das VRG 

überführt werden. Dabei wird die neuere Lehre und Rechtsprechung aufgenommen 

(vgl. hierzu Gerold Steinmann/Benjamin Schindler/Damian Wyss, St. Galler Kommen-

tar zur Schweizerischen Bundesverfassung, 4. Aufl. 2023, Rz. 70 zu Art. 29 BV, und 

BGE 129 I 249;). Die Bestimmung orientiert sich an den §§ 120 f. Justizverordnung 

(SRL Nr. 262).  

 

Die Regelung betrifft den Zugang zu Verfahrensakten insgesamt und ist von anderen 

Instrumenten abzugrenzen. Sie ist namentlich nicht zu verwechseln mit der verfas-

sungsrechtlich gewährleisteten Justizöffentlichkeit, welche insbesondere die Öffent-

lichkeit von Gerichtsverhandlungen und den Zugang zu gerichtlichen Entscheiden 

betrifft. Der Anspruch auf Einsicht in Urteile ergibt sich bereits aus der Bundes-ver-

fassung sowie der Rechtsprechung (vgl. BGE 147 I 407) und wird unabhängig von 

der vorliegenden Bestimmung gewährleistet. Ebenso wenig betrifft die Akteneinsicht 

nach § 50a das Öffentlichkeitsprinzip gemäss Organisationsgesetz (SRL Nr. 20), wel-

ches den Zugang zu amtlichen Informationen ausserhalb der Verfahrensakten regelt 

(vgl. § 68b OG). § 50a bezieht sich demgegenüber spezifisch auf den Zugang zu  

Verfahrensakten nach Abschluss eines konkreten Verwaltungs- oder Gerichtsverfah-

rens, was neben den Entscheiden auch weitere Unterlagen wie Eingaben, Beweismit-

tel oder Protokolle umfassen kann. Vorbehalten bleibt das Einsichtsrecht nach dem 

http://relevancy.bger.ch/php/clir/http/index.php?highlight_docid=atf%3A%2F%2F129-I-249%3Ade&lang=de&type=show_document&zoom=YES&
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/262
http://relevancy.bger.ch/php/clir/http/index.php?highlight_docid=atf%3A%2F%2F147-I-407%3Ade&lang=de&type=show_document&zoom=YES&
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/20
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kantonalen Datenschutzgesetz, das die allgemeine rechtliche Grundlage für den  

Zugang zu Personendaten in amtlichen Dokumenten bildet. Die vorgeschlagene  

Bestimmung enthält die bereichsspezifischen Präzisierungen für Verfahrensakten. 

 

§ 50a 

Absatz 1 umschreibt die Voraussetzungen, unter denen Personen nach rechtskräfti-

ger Erledigung eines Verfahrens Einsicht in die Akten nehmen können. Erforderlich 

ist dies das Vorliegen eines schutzwürdigen Interesses. Dieses kann rechtlicher oder 

tatsächlicher Natur sein und ist im Einzelfall darzulegen. Genannt werden typische 

Konstellationen, in denen ein Einsichtsrecht in der Regel zu bejahen ist. Insbesondere 

ist der Fall bei Personen, die Partei des Verfahrens waren, bei Personen, die ein  

gerichtliches oder administratives Verfahren anstrengen oder vorbereiten, für das die 

Akten von Bedeutung sind und bei Personen, die ein wissenschaftliches Interesse 

(Studien- oder Forschungszweck) nachweisen können. Soweit Akten zu Forschungs-

zwecken eingesehen werden und eine Anonymisierung nicht möglich ist, haben sich 

die berechtigten Personen zur Wahrung der Vertraulichkeit und zur ausschliesslich 

zweckgebundenen Verwendung der gewonnenen Informationen zu verpflichten.  

Damit wird dem Schutz der betroffenen Personen Rechnung getragen. Die Aufzäh-

lung ist nicht abschliessend («insbesondere»). Auch andere schützenswerte Interes-

sen, etwa journalistische Recherchen oder dokumentarische Zwecke, können eine 

Einsicht rechtfertigen, sofern die Voraussetzungen erfüllt sind. 

 

Absatz 2 umschreibt die Schranken des Einsichtsrechts. Die Akteneinsicht ist zu  

verweigern, wenn überwiegende Geheimhaltungsinteressen privater Dritter oder der 

Öffentlichkeit entgegenstehen. Massgeblich sind insbesondere der Schutz der  

Persönlichkeit und der Privatsphäre betroffener Personen, Geschäfts- und Berufs- 

geheimnisse und Amtsgeheimnisse sowie sicherheitsrelevante öffentliche Interessen. 

Die Einsicht setzt daher stets eine Interessenabwägung voraus. Je sensibler die ent-

haltenen Daten und je grösser das Schutzbedürfnis, desto zurückhaltender ist die 

Gewährung von Einsicht zu handhaben. Umgekehrt kann bei geringerer Eingriffs- 

intensität oder bei geeigneten Schutzmassnahmen (z. B. Anonymisierung oder Auf-

lagen) eine Einsicht gewährt werden. 

 

Absatz 3 legt fest, dass die Behörden eine Gebühr für die Akteneinsicht erheben 

können. Diese Gebühr fällt an, wenn Kopie anzufertigen sind. Eine Gebühr soll auch 

entstehen, wenn die Akten elektronisch zur Verfügung gestellt werden, da Personal-

aufwand und Gebühren für die Plattform beziehungsweise das Übermittlungssystem 

anfallen.  

 

§ 50b 

Absatz 1 legt fest, dass über die Akteneinsicht die instruierende Instanz bestimmt 

und nach Verfahrensabschluss die Behörde, welche das Verfahren abgeschlossen hat. 

Der Begriff des Verfahrensabschlusses setzt nicht die Rechtskraft voraus.  

 

Absatz 2 Satz 1 nimmt den Grundsatz der Akteinsicht am Sitz der entscheidenden 

Behörde aus dem geltenden § 48 Absatz 1 auf. Neu wird die Wendung aufgenom-

men, dass die Akteneinsicht in der Form erfolgt, in der die Verfahrensakten vorlie-

gen. Damit wird dem Umstand Rechnung getragen, dass Akten elektronisch geführt 

werden. Liegen die Akten elektronisch vor, kann die Einsicht über das massgebliche 

Übermittlungssystem oder an einem elektronischen Arbeitsplatz der Behörde 
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gewährt werden. Liegen sie in Papierform vor, erfolgt die Einsichtnahme weiterhin 

physisch am Sitz der Behörde. Satz 2 ermöglicht die Akteneinsicht auf elektroni-

schem Weg über ein von der Behörde bezeichnete Übermittlungssystem. Damit wird 

der elektronischen Verfahrensführung Rechnung getragen und eine ortsunabhän-

gige Einsichtnahme in die Akten ermöglicht. Die Bestimmung nimmt entsprechende 

Regelungen aus dem Bundesrecht auf (vgl. Art. 26 Abs. 1 VwVG, Art. 38g BGG, 

Art. 128g ZPO, Art. 102 Abs. 2 StPO sowie Art. 8h OHG [Opferhilfegesetz, SR 312.5] 

gemäss Anhang BEKJ, in: BBl 2025 19). Inhaltlich wurde die Regelung aus dem bishe-

rigen § 48 Absatz 1bis übernommen und systematisch in § 50b überführt. Eine Ver-

pflichtung der Behörde, Papierakten allein zum Zweck der Akteneinsicht zu elektro-

nisch einzulesen, besteht nicht. 

 

§ 51 

Die Änderung im Einleitungssatz von Absatz 1 ist einzig formeller Natur und dient 

der geschlechtergerechten Formulierung der Bestimmung. 

 

§ 55 

Die Änderung ist eine Folgeanpassung aus dem geänderten § 5 (Ersatz des Begriffs 

«Rechtsvorkehr» durch «Eingabe»). 

 

§ 60 

Die bisherige Fassung definierte Urkunden als Schriften, bildliche Darstellungen und 

Pläne, die bestimmt oder geeignet sind, rechtserhebliche Tatsachen zu beweisen. Die 

neue Bestimmung verwendet demgegenüber den weiter gefassten Begriff der Doku-

mente und nennt beispielhaft verschiedene Erscheinungsformen wie Schriftstücke, 

Zeichnungen, Pläne, Fotos, Filme, Tonaufzeichnungen und elektronische Dateien.  

Damit wird der Urkundenbegriff bewusst technologieneutral formuliert und an die 

heutige Praxis angepasst. Massgeblich ist nicht mehr die konkrete Form oder der 

Träger einer Information, sondern deren Eignung, eine rechtserhebliche Tatsache zu 

beweisen. Die Aufzählung im Gesetz ist folglich nicht abschliessend, sondern ver-

deutlicht lediglich typische Erscheinungsformen moderner Beweismittel. Diese  

Anpassung steht im Zusammenhang mit der Weiterentwicklung des Beweisrechts 

und orientiert sich an der ZPO-Revision von 2020 zur Verbesserung der Praxistaug-

lichkeit und der Rechtsdurchsetzung (vgl. Botschaft des Bundesrates vom 26. Februar 

2020, in: BBl 2020 2697). Dort wird der Urkundenbegriff ebenfalls funktional verstan-

den und umfasst auch digitale und multimediale Inhalte. Ziel der Revision war es un-

ter anderem, die Praxistauglichkeit zu verbessern und bestehende Unsicherheiten zu 

klären, ohne das System grundlegend zu verändern. Die nun gewählte Formulierung 

übernimmt diese Leitgedanken und trägt zu einer Harmonisierung zwischen Verwal-

tungs- und Zivilverfahren bei. Dadurch wird die Rechtsanwendung erleichtert und es 

werden Auslegungsunterschiede reduziert. 

 

Private Gutachten können in der Praxis eine wichtige Rolle spielen. Sie ermöglichen 

es den Parteien, fachliche Fragen bereits frühzeitig aufzubereiten und ihre Stand-

punkte mit sachverständiger Unterstützung zu untermauern. Ihr Beweiswert ist je-

doch im Einzelfall zu bestimmen und erreicht in der Regel nicht das Gewicht eines 

amtlich eingeholten Gutachtens, da dieses unter verfahrensrechtlichen Garantien 

und mit institutioneller Unabhängigkeit erstellt wird. Insgesamt verschiebt die neue 

Bestimmung den Fokus vom formalen Verständnis der Urkunde hin zu einem funkti-

onalen Ansatz. Entscheidend ist nicht mehr, ob ein Beweismittel als Schriftstück oder 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/fga/2025/19/de
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Darstellung im traditionellen Sinn erscheint, sondern ob es geeignet ist, rechtserheb-

liche Tatsachen zu belegen. Damit wird der Urkundenbegriff an die heutige Kommu-

nikations- und Dokumentationspraxis angepasst und zugleich an die zivilprozessuale 

Ordnung angeglichen. Eine grundlegende materielle Änderung des Beweisrechts ist 

damit nicht verbunden; vielmehr handelt es sich um eine Präzisierung und Moderni-

sierung, die die Rechtssicherheit erhöht und die praktische Handhabung erleichtert. 

 

§ 62 

In dieser Bestimmung wird der Begriff «beilegen» ersetzt durch «einreichen», weil 

dieser besser zum elektronischen Verfahren passt. 

 

§ 63 

Bei elektronischer Eingabe sind die Urkunden im Editionsverfahren über das zuläs-

sige elektronische Übermittlungssystem einzureichen, welche die zuständige  

Behörde bezeichnet (neuer Satz 2 in Abs. 2). In dieser Bestimmung ist die Erwartung 

zu sehen, dass sich die Behörden Urkunden gegenseitig elektronisch zustellen, so-

fern sie digital vorhanden sind und nicht spezifisch die Papierurkunde von Interesse 

ist.  

 

§ 66 

In Sachüberschrift und Absatz 1 wird der Begriff «Abschrift» gestrichen und die For-

mulierung auf «Kopien» (von Urkunden) beschränkt. Der Ausdruck «Kopie» wird 

heute als Oberbegriff für sämtliche nicht originale Wiedergaben einer Urkunde ver-

standen, unabhängig davon, ob es sich um Fotokopien, Scans oder digitale Repro-

duktionen handelt. Der Begriff «Abschrift» hat demgegenüber einen eher traditio-

nellen, teilweise handschriftlichen oder wortgetreuen Übertragungscharakter. Seine 

eigenständige Nennung ist im heutigen Verwaltungsalltag nicht mehr erforderlich. 

 

§ 67 

Die Änderung in Absatz 1 ist einzig formeller Natur und dient der geschlechterge-

rechten Formulierung der Bestimmung. 

 

§ 69 

Der Ordnungsbussentatbestand wird zurückgeführt auf die unberechtigte Editions-

verweigerung. Die absichtliche Beseitigung oder Untauglichmachung von Urkunden 

bedarf keiner kantonalen Bussenandrohung mehr. Artikel 254 StGB stellt die Unter-

drückung von Urkunden unter Strafe. Gemäss diesem Straftatbestand wird bestraft, 

wer eine Urkunde, über die er nicht allein verfügen darf, beschädigt, vernichtet, bei-

seiteschafft oder entwendet, in der Absicht, jemanden am Vermögen oder an ande-

ren Rechten zu schädigen oder sich oder einem andern einen unrechtmässigen  

Vorteil zu verschaffen. 

 

§ 71 

Werden mündliche Beweisauskünfte mit technischen Hilfsmitteln aufgezeichnet,  

gelten die Vorschriften des neuen § 85a sinngemäss. Es kann auf die Ausführungen 

zu § 85a verwiesen werden.  

 

§§ 78 und 79 

In § 78 Absatz 1 wird der Begriff der «Beamtinnen und Beamten» mit Angestellten 

ersetzt. Rechtsfolgen sind damit nicht verbunden. Auch die übrigen Änderungen in 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/54/757_781_799/de
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den §§ 78 Absätzen 1 und 2 sowie 79 Absatz 1 sind einzig formeller Natur. Sie  

dienen der geschlechtergerechten Formulierung der Bestimmungen. 

 

§ 80 

Das Teilnahmerecht der Parteien an Zeugeneinvernahmen soll, sofern die techni-

schen Voraussetzungen erfüllt sind, auch mittels elektronischer Übertragung wahr-

genommen werden (vgl. § 80a). Die Parteien sollen allerdings nicht zur elektroni-

schen Teilnahme verpflichtet werden, sondern können auch in den Räumlichkeiten 

der Behörde teilnehmen. Die notwendigen Informationen verpflichten die Behörden 

den Teilnehmenden sämtliche Modalitäten bekannt zu geben, die für die Teilnahme 

erforderlich sind. Das heisst insbesondere Ort, Zeit und allfällige Zugangscodes für 

die entsprechende Plattform, auf der die Einvernahme stattfinden soll. Satz 2 von 

Absatz 1 wird daher etwas allgemeiner gefasst. 

 

§ 80a 

Einvernahmen sollen künftig auch elektronisch mit Bild- und Tonübertragung statt-

finden können, eine reine Audioübertragung reicht allerdings nicht aus. Teilneh-

mende sollen, je nach Wunsch und technischen Möglichkeiten, in den Räumlichkei-

ten der Behörde oder elektronisch an der Zeugeneinvernahme dabei sein können.  

 

§§ 81–85 

Die Änderungen in den §§ 81 Absatz 1, 82 Absätzen 1 und 2, 83, 84 und 85 sind  

einzig formeller Natur und dienen der geschlechtergerechten Formulierung der 

Bestimmungen. 

 

§ 85a 

Mit der Bestimmung wird die Möglichkeit zur elektronischen Aufzeichnung von  

Aussagen von Zeuginnen und Zeugen eingeführt. In diesen Fällen kann das Protokoll 

nachträglich erstellt werden und das Protokoll muss nicht unterschrieben werden. 

Die Aufzeichnung muss zu den Akten genommen werden. Die Bestimmung richtet 

sich nach Artikel 176a ZPO und soll dazu beitragen, möglichst gleiche Protokollie-

rungsvorschriften über die verschiedenen Rechtgebiete zu erhalten. 

 

§§ 86, 87 und 90 

Die Änderungen in den §§ 86, 87 und 90 Absatz 2 sind einzig formeller Natur und 

dienen der geschlechtergerechten Formulierung der Bestimmungen. 

 

§ 96 

Das Gutachten kann den Parteien elektronisch über das Übermittlungssystem oder 

in Papierform zugestellt werden. Der Begriff der Abschrift in Absatz 2 ist zu streichen, 

da diese heute nicht mehr vorkommt.  

 

§§ 102, 105 und 107 

Die Änderungen in den §§ 102 Absatz 1, 105 und 107 Absatz 2c sind ist einzig  

formeller Natur und dienen der geschlechtergerechten Formulierung der Bestim-

mungen. 

 

Die Änderungen in § 107 Absätze 2d und 2e sind eine Folgeanpassung aus dem  

geänderten § 5 (Ersatz des Begriffs «Rechtsvorkehr» durch «Eingabe»). 
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§ 110 

Mit dem Begriff der Ausfertigung wird eher ein Entscheid in Papierform in Verbin-

dung gebracht. Da Entscheide künftig auch in elektronischer Form ergehen können, 

erscheint der Begriff als verzichtbar. Die Sachüberschrift soll «Inhalt des Entscheids» 

lauten. Entsprechend ist auch der Einleitungssatz von Absatz 1 anzupassen. Als  

weitere Folgeanpassung ist die Formulierung in Absatz 3 abzuändern. 

 

In Absatz 1a dient der Ersatz des Begriffs «Richter» durch «Richterinnen und Richter» 

der geschlechtergerechten Formulierung der Bestimmung. 

 

Bei elektronischer Übermittlung (insbes. auf der Plattform nach dem BEKJ) ergibt 

sich das Versanddatum aus der elektronischen Übermittlung (z.B. durch eine Ver-

sand- oder Empfangsquittung). In diesen Fällen muss das Versanddatum nicht  

zusätzlich auf dem Entscheid vermerkt werden. Die Formulierung in Absatz 1f nimmt 

dies auf. 

 

Absatz 1g nimmt den neuen § 26d Absatz 2 über die elektronische Signatur von  

behördlichen Mitteilungen auf.  

 

§ 112 

Die Änderung ist eine Folgeanpassung aus dem geänderten § 110 (Streichung des 

Begriffs «Ausfertigung»). 

 

§§ 113 und 115 

Die Änderungen in den §§ 113 Absätze 1 und 3 sowie 115 sind eine Folgeanpassung 

aus dem geänderten § 110 (Streichung des Begriffs «Ausfertigung»). 

 

Die Änderung in § 113 Absatz 2b ist einzig formeller Natur und dient der geschlech-

tergerechten Formulierung der Bestimmung. 

 

§ 120 

In Absatz 2 wird der Begriff «beilegen» durch «einreichen» ersetzt, weil dieser besser 

zum elektronischen Verfahren passt. 

 

§ 124 

In Absatz 2 wird klargestellt, dass Gesuche um Erläuterung und um Ergänzung von 

Entscheiden schriftlich gestellt werden müssen, was im Sinn von § 26 Absatz 1 als 

elektronisch oder auf Papier verstanden werden kann. 

 

§ 128a 

Die Änderung in Absatz 1b ist einzig formeller Natur und dient der geschlechterge-

rechten Formulierung der Bestimmung. 

 

§ 132 

In Absatz 2 wird der Begriff «beilegen» durch «einreichen» ersetzt, weil dies besser 

zum elektronischen Verfahren passt. Zudem wird die Ergänzung aufgenommen, dass 

die eingereichten Urkunden vom Eingabesteller oder der Eingabestellerin in einem 

Verzeichnis zu erfassen sind. Dies trägt zur Erleichterung auch des elektronischen 

Verkehrs bei. 
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§ 133 

Die Änderung in Absatz 2 ist einzig formeller Natur und dient der geschlechterge-

rechten Formulierung der Bestimmung.  

 

Absatz 3 wird aufgehoben; es gilt die Formvorschrift nach § 26d Absatz 1. Demnach 

müssen die auf der Plattform nach dem BEKJ die authentifizierten Benützerinnen 

und Benutzer keine elektronische Signatur anbringen, die Plattform selbst bringt  

automatisch ein Siegel und einen Zeitstempel an (vgl. Art. 22 Abs. 2 BEKJ).  

 

§ 134 

Im elektronischen Verfahren liegen Rechtsmittelschriften als elektronische Eingaben 

vor. Papiereingaben werden von den Gerichten inskünftig elektronisch eingelesen 

beziehungsweise werden in der Verwaltung schon heute so im Geschäftsverwal-

tungssystem erfasst. Die Vorschrift, Rechtsmittelschriften in genügender Anzahl  

einzureichen, kommt nur noch bei Verfahren zum Tragen, bei den die (privaten)  

Gegenparteien auf Papier mit der Behörde verkehren. Deshalb kann Absatz 1 nicht 

gestrichen werden.  

 

Hingegen können Absätze 2 und 3 entfallen. Soweit die Behörde für eine in Papier-

form kommunizierende Partei Eingaben ausdrucken und zustellen muss, sind die  

dafür entstehenden Kosten als Verfahrenskosten zu betrachten.  

 

§ 135 

Die Änderungen in den Absätzen 1 und 2 sind einzig formeller Natur. Sie dienen der 

geschlechtergerechten Formulierung der Bestimmung. 

 

§ 141 

Der Begriff «Aktenheft» soll mit «Aktenführung» (Sachüberschrift) beziehungsweise 

«elektronischem Aktendossier» (Abs. 1 Einleitungssatz) ersetzt werden, weil diese 

Ausdrücke besser für das elektronische Verfahren passen. Gerade bei elektronischen 

Verfahren ist die Struktur der Dossiers sehr wichtig, damit die Akten übersichtlich  

gehalten werden können. Die Formulierung ist an Artikel 100 StPO angelehnt und 

soll zu einer einheitlichen Aktenführung möglichst über sämtliche Rechtsgebiete  

beitragen. 

 

Für die systematische Aktenführung wird die verfahrensleitende Behörde als verant-

wortlich erklärt (Abs. 2). 

 

Gemäss Absatz 3 sollen die elektronisch eingelesenen Papierdokumente, die für das 

Verfahren nicht mehr von Bedeutung sind und auch nicht an den Eingabesteller oder 

die Eingabestellerin zurücksenden sind, weil es sich nicht um ein bedeutsames Origi-

nal (z. B. Original einer amtlichen Bescheinigung) handelt, vernichtet werden. Mit 

dieser Bestimmung weichen wir aus praktischen Gründen von der Regelung des Arti-

kels 30 BEKJ (in der später in Kraft tretenden vollständigen Fassung gemäss 

BBl 2025 19) ab. 

 

§§ 144, 152, 156, 162 und 164 

Die Änderungen in den §§ 144 Absätzen 1 (Einleitungssatz) und 2, 152 Absatz 1  

(Einleitungssatz), 155 Absatz 1, 162 Absatz 1c und 164 sind einzig formeller Natur 

und dienen der geschlechtergerechten Formulierung der Bestimmungen. 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2025/583/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2010/267/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/fga/2025/19/de
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§ 166 

In Anlehnung an die ZPO wird in der Sachüberschrift und in den Absätzen 1 und 2 

der Begriff der Klageschrift auf «Klage» verkürzt. Die Änderung ist einzig sprachlicher 

Natur. Auch die Ergänzungen des Begriffspaars «Kläger»/Beklagter» mit «Kläge-

rin/Beklagte» sowie des Begriffs «Verfasser» mit «Verfasserin» sind formeller Natur. 

Sie dient der geschlechtergerechten Formulierung der Bestimmung. 

 

Absatz 1f präzisiert, dass die Anbringung von Datum und Unterschrift nur bei Klagen 

in Papierform nötig ist.  

 

Analog zu § 132 Absatz 2 wird in Absatz 2 (Einleitungssatz) der Begriff «beilegen» 

durch «einreichen» ersetzt, weil dieser besser zum elektronischen Verfahren passt, 

und in Absatz 2a die Ergänzung aufgenommen, dass die eingereichten Urkunden 

vom Kläger oder der Klägerin in einem Verzeichnis zu erfassen sind. 

 

§ 167 

Wie in § 166 der Begriff «Klageschrift» ersetzt wurde, soll in dieser Bestimmung der 

Begriff «Antwortschrift» ersetzt werden, um Unklarheiten zu vermeiden. In Analogie 

zur ZPO drängt sich «Klageantwort» auf (Sachüberschrift sowie Abs. 1 und 2).  

 

Auch die Ergänzung des Begriffspaars «Kläger/Beklagter» mit «Klägerin/Beklagte» ist 

formeller Natur (Abs. 2b und 2c). Sie dient der geschlechtergerechten Formulierung 

der Bestimmung. Absatz 1g präzisiert, dass die Anbringung von Datum und Unter-

schrift nur bei Klageantworten in Papierform nötig ist. 

 

In Absatz 2 (Einleitungssatz) wird zudem der Begriff «beilegen» durch «einreichen» 

ersetzt, weil dieser besser zum elektronischen Verfahren passt. 

 

§§ 168, 169, 175, 177, 183, 186 und 187 

Die Änderungen in den §§ 168 Absätze 1 und 2, 169, 175 Absatz 2, 177 Absatz 1, 183 

Absatz 1cbis und 187 sind einzig formeller Natur und dienen der geschlechtergerech-

ten Formulierung der Bestimmungen. 

 

Auch die Änderung des § 186 Absätze 2 und 4 dient dem gleichen Zweck. Wie in 

den §§ 128a Absatz 1b, 144, 152 und 156 Absatz 1 soll dabei der Ausdruck «Be-

schwerdeführer oder Beschwerdeführerin» verwendet werden, nicht wie heute (und 

singulär) «beschwerdeführende Person».  

 

§§ 195 und 198 

Die Änderungen in den §§ 195 und 198, jeweils Absätze 2, sind Folgeanpassungen 

aus dem geänderten § 5 (Ersatz des Begriffs «Rechtsvorkehr» durch «Eingabe»). 

 

§§ 202, 204, 205a, 207, 211–213 und 215 

Die Änderungen in den §§ 202 Absatz 1, 204 Absatz 2, 205a Absatz 2, 207 Absatz 1, 

211 Absatz 1, 212, 213 Absatz 2 und 215 Absätze 1–3 sind einzig formeller Natur 

und dienen der geschlechtergerechten Formulierung der Bestimmungen. 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2010/262/de
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8.1.2 Anpassung weiterer Erlasse 

8.1.2.1 Einführungsgesetz zum Bundesgesetz über die Ausländerinnen und 

Ausländer 

 

§ 12 

In § 12 Absatz 2 wird die neue Bestimmung des VRG-Entwurfs gemäss Ziffer 8.1.1 

über den Einsatz elektronischer Mittel zur Ton- und Bildübertragung für die Ver-

handlungen vor der richterlichen Behörde über die Vorbereitungs-, Ausschaffungs- 

und Durchsetzungshaft als anwendbar erklärt. Es sei auf die Ausführungen zu § 38a 

VRG-Entwurf verwiesen (Kap. 8.1). 

 

§ 18 

Das rechtliche Gehör muss kein «Anhören» im wörtlichen Sinn umfassen; dieser  

Begriff in Absatz 1 wird durch die Wendung «das rechtliche Gehör gewähren» er-

setzt (wie in § 46 Abs. 2 VRG-Entwurf, vgl. Kap. 8.1). 

 

In Absatz 5 wird die präzisere Formulierung der schriftlichen Eröffnung statt der 

schriftlichen Zustellung verwendet, weil diese besser zum elektronischen Verfahren 

passt. 

 

§ 24 

Die Änderung ist Absatz 1 ist redaktioneller Natur; es wird nur der Gesetzesverweis 

präzisiert. 

8.1.2.2 Gesetz über die Organisation von Regierung und Verwaltung (Organisa-

tionsgesetz) 

In § 5 wird der Begriff «unterzeichnet» ersetzt, um den elektronischen Verkehr in der 

Beschlussfassung auf dem Zirkulationsweg zu ermöglichen. 

8.1.2.3 Einführungsgesetz zum Schweizerischen Zivilgesetzbuch 

Die Wendung «anrufen des Gerichtes» soll aus sprachlichen Gründen durch  

«Beschwerde erheben» (§§ 13d Abs. 1 und 13e Abs. 2) beziehungswese durch  

«Eingabe richten an» (§ 27 Abs. 1) ersetzt werden. Diese Begriffe passen besser zum 

elektronische Verfahren. Die Änderungen sind bloss redaktioneller Natur. 

8.1.2.4 Gesetz über die Organisation der Gerichte und Behörden in Zivil-, Straf- 

und verwaltungsgerichtlichen Verfahren (Justizgesetz) 

In § 6a wird eine Bestimmung über die elektronische Aktenführung und die Übertra-

gung von den in Papierform eingereichten Dokumenten in elektronische Dateifor-

mate. Der Wortlaut orientiert sich an § 13a Organisationsverordnung (SRL Nr. 36); 

eine ähnliche Regelung findet sich auch in Artikel 29 BEKJ. Das Kantonsgericht wird 

zu prüfen haben, wie es das elektronische Einlesen der bei den Gerichten und bei 

den dem Gerichtswesen zugeteilten Behörden auf dem Postweg eintreffenden Ein-

sendungen organisiert. Die Verwaltungsbehörden scannen Papiereinsendungen  

bereits heute durch die Staatskanzlei. Für die Justizbehörden ist die organisatorische 

Lösung noch offen und die vorgesehene Regelung ermöglicht verschiedene Lösun-

gen (zentral, dezentral, ausgegliedert). 

https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/36
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2025/583/de
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8.1.2.5 Gesetz über den Justizvollzug 

In § 41a wird die Klarstellung aufgenommen, dass sich die Verfahren des Justizvoll-

zugs nach den Bestimmungen des Gesetzes über die Verwaltungsrechtspflege rich-

ten, soweit nicht Bundesrecht oder besonderes Recht Abweichendes regeln. Wegen 

dieser Ergänzung müssen die Zwischentitel 6 und 6.2 geändert werden. Das elektro-

nische Übermittlungssystem für die Verfahren in elektronischer Form bezeichnet der 

Regierungsrat durch Verordnung. Soll, wie in Kapitel 5 (am Schluss) erwähnt, die in-

tegrale Verwendung der Plattform nach dem BEKJ in allen Justizvollzugsverfahren 

einschliesslich der erstinstanzlichen Verwaltungsverfahren eingeführt werden, ist  

dafür die Verordnung über den Justizvollzug entsprechend zu ändern (vgl. Kap. 9.1 

am Schluss). 

8.1.2.6 Steuergesetz 

In § 170 Absatz 3 wird der Begriff «beilegen» ersetzt durch «zusammen einreichen», 

weil dieser besser zum elektronischen Verfahren passt (vgl. auch schon bei § 62 VRG 

und weiteren Bestimmungen gemäss Kap. 8.1).  

8.1.2.7 Enteignungsgesetz  

Vorbemerkung 

Das Enteignungsgesetz ist wie das allgemeine Verfahrensrecht auf die Abwicklung 

des Verfahrens in Papierform und mittels Postzustellung zugeschnitten. Es verlangt 

für verschiedene Verfahrenshandlungen den Versand eines eingeschriebenen Briefes. 

Für das elektronische Verfahren soll sowohl im Enteignungs- als auch im Schät-

zungsverfahren die Möglichkeit zur elektronischen Korrespondenz eingeführt wer-

den. In diesem Zusammenhang wird die Wendung «mit eingeschriebenem Brief» 

konsequent ersetzt oder ergänzt.  

 

§§ 13, 15 und 25 

In § 13 Absatz 1 wird die Wendung «mit eingeschriebenem Brief» mit «oder auf an-

dere Weise gegen Empfangsbestätigung» ergänzt. Bei der betreffenden Mitteilung 

handelt es sich um eine Information von der enteignenden an die enteignete Person, 

welche nach Abschluss des Schätzungsverfahrens erfolgt. Sie stellt deshalb keine 

Verfahrenshandlung nach § 26 VRG dar. Mit der Ergänzung soll den Parteien die 

Möglichkeit gegeben werden, die Mitteilung elektronisch zu übermitteln, sofern dies 

technisch möglich und sinnvoll ist. Gleichzeitig ist zu berücksichtigen, dass die Mit-

teilung für die enteignete Person Konsequenzen haben kann. Daher soll der Schutz 

der enteigneten Person durch das Erfordernis einer Empfangsbestätigung beibehal-

ten werden.  

 

Auch in den §§ 15 Absatz 1 und 25 Absatz 1 wird der Begriff «eingeschriebener 

Brief» mit «oder auf andere Weise gegen Empfangsbestätigung» ersetzt.  

 

§ 26 

In den Absätzen 1 und 3 wird der Begriff «beilegen» ersetzt durch «einreichen», weil 

dieser besser zum elektronischen Verfahren passt (vgl. auch schon bei § 62 VRG, 

Kap. 8.1.1, und weiteren Bestimmungen dieses Gesetzes). 

 

In Absatz 4 wird die Pflicht, die dort genannten Unterlagen im Doppel einzureichen, 

auf die schriftlich-papiergebundene Form beschränkt. Bei Verwendung einer elektro-

nischen Übermittlungsplattform wäre diese Vorschrift nicht sinnvoll.  

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2025/583/de
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§ 30 

In Absatz 1 wird der Begriff «eingeschriebener Brief» mit «schriftlich» ersetzt. Es han-

delt sich bei der persönlichen Anzeige um eine amtliche Zustellung, weshalb die 

Formvorschriften nach § 85 zur Anwendung kommen. Weiter ist der Begriff «Dop-

pel» mit «Kopie» zu ersetzen. Das Doppel bezeichnet eine zweite Ausfertigung, was 

nicht zum elektronischen Verfahren passt. 

 

§ 42 

Im elektronischen Verfahren liegen Rechtschriften als elektronische Eingaben vor. 

Soweit die Behörde für eine in Papierform kommunizierende Partei Eingaben aus-

drucken und zustellen muss, sind die dafür entstehenden Kosten als Verfahrenskos-

ten zu betrachten. Die Behörde darf von der elektronisch kommunizierenden Partei 

keine Nachreichung in Papierform verlangen. Rechtschriften, die in Papierform ein-

gereicht werden, sind weiterhin in je einer Ausfertigung für jede Gegenpartei einzu-

reichen. Absatz 1 ist daher entsprechend anzupassen.  

 

§ 48 

Mit dem Begriff der Ausfertigung wird eher die Papierform in Verbindung gebracht 

(vgl. unsere Ausführungen zu § 110 VRG in Kap. 8.1). Da Entscheide künftig auch in 

elektronischer Form ergehen können, der Begriff im Einleitungssatz von Absatz 3 mit 

«Entscheid» ersetzt werden.  

 

Absatz 3 wird der Klarheit Willen gesamthaft an § 110 Absatz 1 VRG angeglichen 

werden. In Analogie zu § 110 Absätzen 1a und 1b VRG-Entwurf soll Absatz 1a aufge-

teilt werden. Demnach sind nach Absatz 1b die Namen der Parteien und der Partei-

vertretung zu nennen. Absätze 3g und 3h orientieren sich ebenfalls an § 110 VRG-

Entwurf. Zur elektronischen Signatur und der elektronischen Übermittlung kann auf 

die Ausführungen zu dieser Bestimmung in Kapitel 8.1 verwiesen werden. Der Begriff 

des Zustellungsdatums in Absatz 3h wird durch Versanddatum ersetzt, bezeichnet 

das Zustellungsdatum doch das Datum, an dem der Entscheid bei der betreffenden 

Person zugestellt wird, was ungenau ist.  

 

§ 53 

Im Absatz 1 wird der Begriff «eingeschriebener Brief» gestrichen. Es handelt sich bei 

dieser Aufforderung um eine amtliche Zustellung, wobei die Formvorschriften nach 

§ 85 zur Anwendung kommen. 

 

§ 55 

Im Absatz 5 wird der Begriff «eingeschriebener Brief» mit «schriftlich» ersetzt. Die 

Beweislast, dass die Eingabe erfolgt ist, trifft die gesuchstellende Person. Bei den 

nachträglichen Entschädigungsansprüchen und weiteren Begehren handelt es sich 

um Verfahrenshandlungen nach dem VRG. Es gelten deshalb die Formvorschriften 

nach §§ 26 ff. VRG-Entwurf (Kap. 8.1.1).  

 

§ 56 

Im Absatz 1 wird der Begriff «eingeschriebener Brief» gestrichen. Es handelt sich bei 

der Vorladung um eine amtliche Zustellung, weshalb die Formvorschriften nach § 85 

zur Anwendung kommen. 

 

https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/40
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§ 66 

Im Absatz 3 wird der Begriff «eingeschriebener Brief» gestrichen. Es handelt sich bei 

der Bekanntmachung um eine amtliche Zustellung, weshalb die Formvorschriften 

nach § 85 zur Anwendung kommen. 

 

Im Absatz 4 wird der Begriff «persönliche Mitteilung mit eingeschriebenem Brief» 

mit «schriftlich» ersetzt, damit klar ist, dass mündlichen Mitteilungen nicht ausrei-

chen. Es handelt um eine amtliche Zustellung, weshalb die Formvorschriften nach 

§ 85 zu Anwendung kommen. 

 

§ 68 

Im Absatz 2 wird der Begriff «eingeschriebener Brief» mit «schriftlich» ersetzt. Es 

handelt um eine amtliche Zustellung, weshalb die Formvorschriften nach § 85 zu  

Anwendung kommen. 

 

§ 71 

Im Absatz 5 wird der Begriff «eingeschriebener Brief» mit «oder auf andere Weise 

gegen Empfangsbestätigung» ergänzt. Es kann auf die Ausführungen zu § 13 verwie-

sen werden.  

 

§ 79 

Im Absatz 5 wird der Begriff «eingeschriebener Brief» mit «schriftlich» ersetzt. Die 

Anmeldung der Entschädigungsforderung ist eine Handlung, die auf die Einleitung 

eines Verfahrens abzielt. Es handelt sich um eine Verfahrenshandlung nach dem 

VRG. Es kommen deshalb die Formvorschriften nach §§ 26 ff. VRG zur Anwendung. 

 

§ 85 

Damit die Verfahren nach dem Enteignungsgesetz elektronisch geführt werden kön-

nen, ist die Bestimmung über die amtlichen Zustellungen anzupassen. Im Absatz 1 

wird der Begriff «mit eingeschriebenem Brief» mit «schriftlich» ersetzt. Für die Defi-

nition des Schriftlichkeitsbegriffs ist auf das VRG abzustellen, es wird deshalb aus-

drücklich auf die Formschriften von dessen §§ 25–30 verwiesen. Konkret bedeutet 

dies, dass amtliche Zustellungen elektronisch oder in Papierform erfolgen, abhängig 

von den einschlägigen Vorschriften nach § 26a ff. VRG-Entwurf. Nach § 29 VRG bleibt 

die Behörde verpflichtet, den Nachweis der Zustellung zu sichern.  

 

Absatz 2 ist für die empfangenden Personen, die sich im Ausland aufhalten und kei-

nen erreichbaren Vertreter oder keine erreichbare Vertreterin haben, zu ergänzen.  

8.1.2.8 Gesetz über den Feuerschutz 

In § 106 Absatz 3 wird der Begriff «beilegen» ersetzt durch «zusammen einreichen», 

weil dieser besser zum elektronischen Verfahren passt (vgl. auch schon bei § 62 VRG-

Entwurf und weiteren Bestimmungen dieses Gesetzes). 

8.1.3 Inkrafttreten 

Mit der Inkraftsetzung wird gemäss Ziffer IV der Regierungsrat beauftragt. Vor Erlass 

des Inkraftsetzungsbeschlusses wird selbstverständlich das Kantonsgericht konsul-

tiert. Der Regierungsrat kann auch eine teilweise Inkraftsetzung beschliessen und 

beispielsweise den Zeitpunkt für die obligatorische Nutzung der BEKJ-Plattform in 

kantonalen Verfahren, mithin die Anwendung von§ 26a VRG-Entwurf, auf einen 

https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/40
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späteren Zeitpunkt festlegen. Dies ist auch von der vollständigen Inkraftsetzung des 

Bundesrechts abhängig. Der Inkraftsetzungsbeschluss des Regierungsrates wird im 

Kantonsblatt veröffentlicht. Gemäss Planung kann die Inkraftsetzung frühestens auf 

den 1. Januar 2028 erfolgen. 

 

Die Delegation der Inkraftsetzung an den Regierungsrat erlaubt es somit, die Ent-

wicklungen auf Bundesstufe mitzuberücksichtigen. Der Bundesrat wird das BEKJ ab-

schliessend in Kraft setzen, wenn die Körperschaft «justitia.swiss» gegründet ist (vgl. 

Kap. 1.2), die zentrale Plattform einsatzbereit und bewilligt ist, die Ausführungsbe-

stimmungen (Verordnungen) erarbeitet und die Akteure (Gerichte, Staatsanwalt-

schaften, Anwaltschaft) hinreichend bereit sind. Gemäss Mitteilung des Bundesamtes 

für Justiz ist diese Inkraftsetzung per 1. Juli 2027 geplant. Für die Zivil- und Strafver-

fahren hat jeder Kanton zu erklären, wann die Plattform nach dem BEKJ uneing-

schränkt auf die Verfahren anwendbar sein soll; dies frühestens nach einem Jahr, 

spätestens nach fünf Jahren nach Inkrafttreten der abschliessenden Inkraftsetzung 

durch den Bund (vgl. Art. 37 Abs. 1 BEKJ). Die Kantone können dabei Straf- und Zivil-

verfahren verschieden behandeln. Der Bundesrat bestimmt seinerseits das Inkrafttre-

ten für Verfahren vor den Behörden des Bundes. 

 

Auf eine Befristung der Erlassänderung ist zu verzichten, da es sich um Verfahrens-

bestimmungen handelt, die auf Dauer angelegt sein müssen.  

8.2 Gesetzentwürfe zu weiteren Anpassungen der Verwaltungsrechts-

pflege  

8.2.1 Gesetz über die Verwaltungsrechtspflege (Entwurf 2) 

Vorbemerkung 

Wie in Kapitel 6 ausgeführt werden Änderungen des VRG, die nicht in Zusammen-

hang mit dem elektronischen Verkehr in Verfahren stehen, in den separaten Ent-

wurf 2 aufgenommen.  

 

§ 154 

Während nach geltendem Recht lediglich festgehalten wird, dass die Parteien mit 

der Verwaltungsgerichtsbeschwerde neue Tatsachen und Beweismittel unterbreiten 

können, bestimmt die Neufassung nach Absatz 2 nun ausdrücklich, dass neue Tatsa-

chen und Beweismittel vom Kantonsgericht zu berücksichtigen sind, soweit sie im 

Zusammenhang mit dem Streitgegenstand stehen.  

 

Damit wird die blosse Möglichkeit, Noven vorzubringen, durch eine gesetzliche 

Pflicht für das Kantonsgericht ersetzt, solche Vorbringen in seine Beurteilung einzu-

beziehen, sofern sie sachlich zum Streitgegenstand gehören. Die Änderung betrifft 

somit nicht Absatz 1 (Verbot der Ausdehnung oder Änderung der Anträge), sondern 

konkretisiert die Behandlung neuer Tatsachen und Beweismittel in Absatz 2 und ver-

ankert die entsprechende, bereits von der Rechtsprechung geforderte Praxis aus-

drücklich im Gesetz (vgl. unsere Ausführungen in Kap. 6.2). 

 

§ 201 

Absatz 2 regelt die Entschädigung der obsiegenden Partei in Rechtsmittelverfahren 

ohne Parteien mit gegensätzlichen Interessen neu. Damit erhält die obsiegende Par-

tei eines Verwaltungsbeschwerde- oder Verwaltungsgerichtsbeschwerdeverfahrens 

https://www.justitia40.ch/de/news/bj-inkraftsetzung-bekj-per-1-juli-2027-geplant
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2025/583/de
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eine angemessene Vergütung für ihre Vertretungskosten unabhängig davon, ob Par-

teien mit gegensätzlichen Interessen am Verfahren beteiligt sind oder nicht. Wie in 

Kapitel 6.2 ausgeführt, wird damit der Rechtsprechung des Bundesgerichtes Rech-

nung getragen. 

8.2.2 Personalgesetz 

Mit der vorgeschlagenen VRG-Änderung gemäss unseren Ausführungen in Kapitel 

8.2.1 kann § 74 Absatz 1bis PG gestrichen werden (vgl. Kap. 6.2). 

8.2.3 Inkrafttreten  

Die Änderung soll auf den 1. Januar 2028 in Kraft treten.  

 

Auf eine Befristung ist zu verzichten, da es um Verfahrensbestimmungen handelt, die 

auf Dauer angelegt sein müssen. 

9 Verordnungsrecht  

9.1 Verordnung des Regierungsrates über das elektronische Verfahren 

der Verwaltungsbehörden 

Die Verordnung über das elektronische Verfahren der Verwaltungsbehörden (VeVV) 

soll das elektronische Verfahren vor dem Regierungsrat sowie den Departementen 

und Dienststellen näher regeln. Für Behörden von Gemeinden für vermögensfähige 

Verwaltungseinheiten sowie privatrechtliche Organisationen, die gemäss § 6 Absatz 

1d VRG öffentlich-rechtliche Aufgaben erfüllen, sollen die Verordnungsbestimmun-

gen über das erstinstanzliche Verfahren nur gelten, wenn sie die darin erwähnten 

Übermittlungssysteme benutzen.  

 

Der Verordnungsentwurf unterscheidet zwischen dem erstinstanzlichen Verwaltungs-

verfahren (§§ 3 ff.) und dem Beschwerdeverfahren (§§ 12 ff.). Die erstinstanzlichen 

Verwaltungsverfahren sollen über die E-Government-Basisdienste des Kantons  

(Onlineschalter my.lu.ch) oder über Portale des Spezialrechts (z. B. Landwirtschafts- 

portal agate oder Steuerportal eSteuern.LU) abgewickelt werden. Die Eingabe an die 

Behörde erfolgt über Formulare im Onlineschalter oder Spezialportal. Ist für die Ein-

gabe gesetzlich eine Unterschrift vorgeschrieben, soll die Authentifizierung mittels 

eines elektronischen Identitätsnachweises (E-ID oder Behörden-Login AGOV) an die 

Stelle der qualifizierten elektronischen Signatur treten, die sich bei Privatpersonen 

nicht durchgesetzt hat (vgl. § 26a Abs. 1 VRG). Die Mitteilung der Behörde kann in 

den elektronischen Briefkasten der Eingabestellerin oder des Eingabestellers erfol-

gen, falls diese oder dieser mit der elektronischen Zustellung einverstanden ist. Über 

den elektronischen Briefkasten kann auch Akteneinsicht in laufenden Verfahren  

gewährt werden. Behörden haben unterschriftsbedürftige Mitteilungen mit einem 

geregelten elektronischen Siegel zu versehen (vgl. § 26a Abs. 2 VRG). Da dieses auf 

die Organisation als Ganzes (z. B. Dienststelle) lautet und nicht auf eine bestimmte 

Person (wie die qualifizierte elektronische Signatur), haben Behörden organisatorisch 

zu regeln, wer zur Siegelung berechtigt ist. Der elektronische Briefkasten stellt über 

die Zeitpunkte des Eingangs einer Mitteilung, ihres erstmaligen Abrufs oder ihres 

Nichtabrufs (nach Ablauf von sieben Tagen) eine Quittung aus, wie dies auch die 

BEKJ-Plattform macht. 

 

https://idp.agate.ch/IDP/1770996115312
https://esteuern.lu.ch/auth/realms/eTax-LU/protocol/openid-connect/auth?client_id=etax&redirect_uri=https%3A%2F%2Festeuern.lu.ch%2F&state=1373222a-ee67-4c84-9a12-08226a9770e4&response_mode=fragment&response_type=code&scope=openid&nonce=33319e59-0e1d-4e9b-af30-43333d80279b&code_challenge=V7sXIdt4HBtYxpFu5JWT6UAiuy9dlxp1Rp5i1yXX_5o&code_challenge_method=S256
https://www.agov.admin.ch/de
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Für das Beschwerdeverfahren bezeichnet die Verordnung die Plattform nach dem 

BEKJ als einzusetzendes Übermittlungssystem. Die Verwaltungsbeschwerde- und die 

Aufsichtsbeschwerdeverfahren an den Regierungsrat und die Departemente wie 

auch die spezialrechtlichen Stimmrechtsbeschwerde- und Gemeindebeschwerde-

verfahren als streitige Verfahren sowie die Einsprache an den Regierungsrat und die 

Departemente sollen auf der Plattform abgewickelt werden. Deshalb kann in der 

Verordnung im Wesentlichen auf das einschlägige Bundesrecht verwiesen werden. 

Die Verordnung des Bundesrates über die elektronische Kommunikation in bundes-

rechtlichen Justiz- und Verwaltungsverfahren (VEKJ) befindet sich bis 22. Juni 2026 

im Vernehmlassungsverfahren. 

 

Zur Änderung vorgeschlagen sind auch einige wenige Bestimmungen in der Ge-

schäftsordnung des Regierungsrates (SRL Nr. 35) und der Organisationsverordnung 

(SRL Nr. 36). Mit der Änderung der Verordnung über den Justizvollzug (SRL Nr. 327) 

kann das Anliegen aufgenommen werden, dass die BEKJ-Plattform integral von allen 

Justizvollzugsbehörden verwendet werden soll (vgl. Kap. 5 am Schluss). Es wäre aus 

systematischen Gründen nicht sinnvoll, diese Spezialregelung in die VeVV, die als 

Rahmenerlass ausgestaltet ist, zu integrieren. Weitere Verordnungsanpassungen sind 

vorbehalten. 

9.2 Verordnung des Kantonsgerichtes über das elektronische Verfahren 

der Gerichte 

Die Verordnung über das elektronische Verfahren der Gerichte (VeVG) konkretisiert 

die Bestimmungen des Gesetzes über die Verwaltungsrechtspflege zum elektroni-

schen Verfahren im Gerichtswesen. Sie regelt insbesondere die zulässigen Übermitt-

lungssysteme, die technischen Anforderungen sowie die Modalitäten der elektroni-

schen Kommunikation zwischen Parteien und Behörden. Ziel ist es, die praktische 

Umsetzung des elektronischen Rechtsverkehrs sicherzustellen und eine medien-

bruchfreie sowie rechtssichere Verfahrensführung zu ermöglichen. 

 

Die Verordnung gilt für das Kantonsgericht, die von ihm eingesetzten Aufsichts- 

behörden und Prüfungskommissionen, die Schätzungskommissionen nach Enteig-

nungs- und nach Jagdrecht sowie für weitere Gerichte, soweit sie Verfahren nach 

dem Verwaltungsrechtspflegegesetz führen. Damit wird gewährleistet, dass der 

elektronische Rechtsverkehr im gesamten Bereich der gerichtlichen Verwaltungs-

rechtspflege einheitlich geregelt ist. 

 

Die Verordnung unterscheidet hinsichtlich der Übermittlungssysteme zwischen der 

zentralen Plattform nach dem BEKJ und den Basisdiensten nach dem EGovG-Entwurf 

gemäss Botschaft B 71 über die Volksinitiative «Digitalisierung jetzt!» und den  

Gegenvorschlag sowie den Weiterbetrieb der E-Government-Infrastruktur vom 

18. November 2025. Im Bereich der gerichtlichen Verfahren erfolgt der elektronische 

Verfahrensverkehr grundsätzlich über die BEKJ-Plattform (Ziff. 2.1). Für diese gelten 

die bundesrechtlichen Vorgaben sinngemäss. Die Plattform dient insbesondere dem 

formellen Schriftenwechsel zwischen Parteien und Gerichten sowie der elektroni-

schen Zustellung behördlicher Mitteilungen. Demgegenüber kommen für Verfahren 

vor Prüfungskommissionen die E-Gov-Basisdienste zur Anwendung (Ziff. 2.2). Diese 

werden über den kantonalen Onlineschalter bereitgestellt und ermöglichen eine ver-

einfachte elektronische Gesuchseinreichung mittels strukturierter Formulare. Die 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2025/583/de
https://www.fedlex.admin.ch/de/consultation-procedures/ongoing/2024#EJPD
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/35
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/36
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/327
https://www.lu.ch/kr/parlamentsgeschaefte/detail?ges=13648d2873ef488fa14e29a7759009c9&back=1&geschaeftsnr=B+71&art=-0-1-2-3&bart=-0-1-2-3-4&vart=-0-1-2-3&wart=1&gart=1&status=-0-1
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Authentifizierung erfolgt dabei über ein Identitätsverwaltungssystem; eine eigen-

händige Unterschrift ist grundsätzlich nicht erforderlich. 

 

Für Verfahren der Gerichtsverwaltung können zudem andere Übermittlungssysteme 

eingesetzt werden, sofern sie eine eindeutige Identifikation der Parteien, die ver-

lässliche Feststellung der Übermittlungs- und Zustellzeitpunkte sowie den Schutz der 

übermittelten Daten vor unberechtigter Kenntnisnahme und Veränderung gewähr-

leisten. Nicht ausgeschlossen ist dabei, dass die Gerichtsverwaltung je nach Anwen-

dungsbereich sowohl die E-Gov-Basisdienste als auch die zentrale Plattform nach 

dem BEKJ nutzt. 

 

Die Verordnung enthält weiter Bestimmungen zu den technischen Anforderungen 

des elektronischen Verfahrensverkehrs. Insbesondere werden die zu verwendenden 

Dateiformate (namentlich PDF/A für behördliche Mitteilungen), der Einsatz elektroni-

scher Siegel sowie die Anforderungen an die Übermittlungssysteme geregelt. Zudem 

wird die elektronische Aktenführung als Regelfall festgelegt; eingereichte Papier- 

dokumente sind zu digitalisieren und in die elektronische Aktenführung zu überfüh-

ren, soweit dem keine technischen Gründe entgegenstehen. 

 

Im Bereich der elektronischen Zustellung werden die Fristenwahrung sowie die  

Ausstellung von Eingangs-, Abruf- und Nichtabholquittungen geregelt. Diese sind 

mit einem elektronischen Siegel und einem qualifizierten Zeitstempel zu versehen 

und gewährleisten die Nachvollziehbarkeit des Verfahrensablaufs. 

 

Schliesslich regelt die Verordnung den Einsatz elektronischer Mittel zur Ton- und 

Bildübertragung bei mündlichen Verfahrenshandlungen. Sie verweist hierzu auf die 

einschlägigen bundesrechtlichen Vorgaben und stellt sicher, dass technische Anfor-

derungen sowie der Datenschutz und die Datensicherheit einheitlich gewährleistet 

sind. Dies erleichtert die Durchführung von Verhandlungen, ermöglicht eine orts- 

unabhängige Teilnahme und trägt zu einer effizienten Verfahrensführung bei. 

10 Auswirkungen 

10.1 Gesetzesentwürfe zum elektronischen Verfahren 

Mit den Vorschriften zum elektronischen Verkehr mit den Behörden (Kap. 8.1) kön-

nen Beschwerden von der Eingabe der Beschwerdeschrift bis zur Zustellung des Ent-

scheides zuverlässig elektronisch abgewickelt werden. In den Beschwerde-verfahren, 

die nach dem Gesetz über die Verwaltungsrechtspflege vor den luzernischen  

Gerichts- und Verwaltungsinstanzen geführt werden, sind die Rechtsanwältinnen und 

-anwälte verpflichtet, die Plattform nach dem BEKJ zu verwenden. Sie müssen die 

Plattform für ihre Eingaben verwenden, das heisst im Wesentlichen für Rechtsmittel 

und Klagen und wenn der entscheidende Behörde eine Vernehmlassung oder Stel-

lungnahme sowie Akten, Urkunden und andere Belege einzureichen sind. Zudem 

kann die Plattform für die elektronische Akteneinsicht Verwendung finden. Dieser 

Ansatz nach dem Prinzip «digital only» ist für diese spezifische Berufsgruppe zumut-

bar und liegt auch im Interesse der Anwaltschaft, da dieselbe Plattform in Verfahren 

nach der Zivilprozessordnung und der Strafprozessordnung schweizweit eingesetzt 

werden soll. Auch von den am Verfahren teilnehmenden Behörden ist die Benützung 

des elektronischen Übermittlungssystems zu verlangen, etwa für die Gemeinden als 

Vorinstanzen. Von den übrigen Eingabestellerinnen und Eingabestellern kann die 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2025/583/de
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BEKJ-Plattform fakultativ verwendet werden. Von den Benützerinnen und Benutzern 

der Plattform werde keine direkten Gebühren erhoben. Während der Einführungs-

phase werden die Kosten der Plattform vom Staat getragen. Eine verursacherge-

rechte Weiterverrechnung an die Kostenpflichtigen der einzelnen Verfahren erfolgt 

vorerst nicht. Nach Aufnahme des Vollbetriebs wird die Finanzierung gestützt auf die 

dann vorliegenden Erfahrungswerte überprüft und gegebenenfalls neu geregelt.  

 

Für das erstinstanzlichen Verwaltungsverfahren geben die Bestimmungen den ge-

setzlichen Rahmen für den Einsatz der E-GoV-Basisdienste Onlineschalter (mit Web-

formularen), Identitätsverwaltungssystem und elektronischer Briefkasten vor. Im Sinn 

des Grundsatzes «digital first» bleibt die Verwendung dieser Dienste fakultativ.  

 

Die finanziellen Aufwendungen für die Einführung, den Betrieb und die Weiterent-

wicklung der BEKJ-Plattform stehen weniger in Zusammenhang mit der Änderung 

des Verwaltungsrechtspflegegesetzes, sondern sind mit dem Beitritt zur Körper-

schaft, welche die Trägerschaft der zentralen Plattform nach dem BEKJ bildet, bezie-

hungsweise dem Einsatz dieser Plattform verbunden. Dies vor dem Hintergrund, 

dass die neuen Prozessordnungen und Verfahrensvorschriften des Bundesrechts die 

Kantone zur Verwendung einer Plattform verpflichten und die Körperschaft «justi-

tia.swiss» Eigentümerin der zentralen Plattform ist beziehungsweise wird. Unabhän-

gig davon, ob die Kantone die BEKJ-Plattform im kantonalen Verfahrensrecht an-

wenden oder nicht, tragen sie den Betrieb und die Weiterentwicklung der BEKJ-

Plattform zu 90 Prozent, zehn Prozent soll der Bund übernehmen (dies gemäss 

Art. 16 Vernehmlassungsentwurf des Bundesrates zur Verordnung über die elektro-

nische Kommunikation in bundesrechtlichen Justiz- und Verwaltungsverfahren, 

VEKJ). Der Anteil des Kantons Luzern beträgt gemäss dessen Bevölkerungsanteil 

nach heutigem Stand über zehn Jahre betrachtet rund 5,7 Millionen Franken. Vorbe-

halten bleiben ausserdem die Anschaffungen der Kantone für weitere Software,  

namentlich für die Justizbehörden die Justizakte-Applikation. Zu den finanziellen 

Aufwendungen zur Ein- beziehungsweise Weiterführung des Angebots der kantona-

len E-GoV-Dienste sei auf die Botschaft B 71 über die Volksinitiative «Digitalisierung 

jetzt!» und den Gegenvorschlag sowie den Weiterbetrieb der E-Government-Infra-

struktur vom 18. November 2025 verwiesen. Darin wird ein Sonderkredit von ge-

samthaft 12,31 Millionen Franken aufgerechnet auf zehn Jahre beantragt.  

 

Somit liegen die hauptsächlichen Auswirkungen der Vorlage bei den technischen, 

strukturellen und organisatorischen Aspekten des elektronischen Verfahrens in den 

Gerichten und der Verwaltung. Mit der vollständigen Umsetzung können Eingaben 

an die Behörden elektronisch erfolgen, werden die Verfahrensakten nicht mehr in 

Papierform geführt und in den Verfahren, die elektronisch geführt sind, kann der 

Versand der Zustellungen auf dem Postweg entfallen. Kommunikation und Verfah-

rensabläufe können auf elektronischen Weg schneller erfolgen. Der Aktenzugang 

beziehungsweise die Akteneinsicht kann auf elektronischem Weg orts- und zeitun-

abhängig gewährleistet werden. Elektronische Aktenführung und elektronische Ak-

teneinsicht reduzieren die bisherigen papierbasierten Abläufe. Alle diese Einsparun-

gen können nicht quantifiziert werden.  

 

Im Gegenzug ist vor der Einführung von einem erhöhten Informations-, Schulungs- 

und Unterstützungsbedarf bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in den Gerich-

ten und den Verwaltungen auszugehen.  

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2025/583/de
https://www.fedlex.admin.ch/de/consultation-procedures/ongoing/2024#EJPD
https://www.lu.ch/kr/parlamentsgeschaefte/detail?ges=13648d2873ef488fa14e29a7759009c9&back=1&geschaeftsnr=B+71&art=-0-1-2-3&bart=-0-1-2-3-4&vart=-0-1-2-3&wart=1&gart=1&status=-0-1
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10.2 Gesetzentwürfe zu weiteren Anpassungen der Verwaltungsrechts-

pflege 

Im Unterschied zu den Gesetzesänderungen zum elektronischen Verfahren stehen 

bei den weiteren Änderungen des Verwaltungsverfahrensrechts (Kap. 8.2) nicht tech-

nische oder organisatorische Anforderungen im Vordergrund, sondern rechtliche 

und finanzielle Folgen für Behörden, Gerichte und Parteien. 

 

Mit der Neuregelung der Parteientschädigung in Rechtsmittelverfahren wird sicher-

gestellt, dass obsiegende Parteien künftig auch dann eine angemessene Vergütung 

ihrer Vertretungskosten erhalten, wenn ihnen keine Gegenpartei mit gegensätzlichen 

Interessen gegenübersteht. Damit wird eine bisher als unbefriedigend empfundene 

Situation korrigiert, in der erfolgreiche Beschwerdeführende ihre Anwaltskosten häu-

fig selbst tragen mussten. Die Änderung dürfte den Zugang zum Rechtsschutz er-

leichtern und die Bereitschaft erhöhen, rechtswidrige Verfügungen anzufechten. 

Gleichzeitig führt sie zu einer stärkeren finanziellen Verantwortung der Gemeinwesen 

für fehlerhafte Entscheide ihrer Behörden.  

 

Die Anpassung der Vorschrift über den Umgang mit neuen Tatsachen und Beweis-

mitteln hat vor allem prozessuale Auswirkungen. Das Kantonsgericht wird verpflich-

tet, neue Tatsachen und Beweismittel zu berücksichtigen, soweit sie mit dem Streit-

gegenstand zusammenhängen. Damit wird die gerichtliche Überprüfung stärker auf 

eine materiell richtige Entscheidung ausgerichtet und verfassungsrechtlichen Vorga-

ben Rechnung getragen. Dies dürfte zu einer vertieften Sachverhaltsprüfung und in 

Einzelfällen zu einem erhöhten Abklärungsaufwand führen, insbesondere wenn neue 

Beweismittel erst im Beschwerdeverfahren eingebracht werden. Gleichzeitig wird 

klargestellt, dass der Streitgegenstand und die Parteianträge weiterhin massgebend 

bleiben und das Verfahren nicht beliebig ausgeweitet werden darf. 

 

Organisatorisch sind die Auswirkungen begrenzt. Behörden und Gerichte müssen 

ihre Praxis bei der Kostenverlegung sowie bei der Behandlung neuer Tatsachen und 

Beweismittel anpassen. Dies betrifft insbesondere die Begründung von Kostenent-

scheiden, die Prüfung des Zusammenhangs neuer Vorbringen mit dem Streitgegen-

stand sowie die interne Schulung der Mitarbeitenden. Strukturelle Änderungen der 

Abläufe oder zusätzliche Infrastruktur sind hingegen nicht erforderlich.  

 

Kostenmässig führt die neue Regelung zur Parteientschädigung zu Mehrbelastun-

gen für den Kanton und die Gemeinden. Für Verwaltungsgerichtsbeschwerdever-

fahren ist mit jährlichen Parteientschädigungen von rund 70’000 Franken zu rech-

nen; für Verwaltungsbeschwerdeverfahren dürften zusätzliche Kosten im Bereich von 

einigen Zehntausend Franken pro Jahr anfallen. Diese Ausgaben sind von den jewei-

ligen Gemeinwesen zu tragen, denen die Vorinstanz angehört. Demgegenüber ste-

hen keine direkten Einsparungen; mittelbar kann die Neuregelung jedoch zu qualita-

tiv besseren erstinstanzlichen Entscheiden beitragen, da finanzielle Fehlanreize redu-

ziert werden. 
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